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mängel unſerer Kriegswirtſchaft,
I

Jn der „Schleſ. Freikonſ. Part.-Korr.“ leſen wir folgende
Angaben:

Manche Kriegswirtſchaftsgründung iſt ſeit dem Auguſt 1914
auf den Plan getreten und bereitwillig und langmütig hat unſere
Bevölkerung deren Jrrtümer und Mißgriffe in Kauf genommen,
immer in der Erwartung, daß endlich Ordnung und Klarheit in
dieſen Organiſationen geſchaffen ſein würden.
des Publikums hat es alſo wahrlich nicht gefehlt. Nach vielen

tonaten Wartens kamen die erſten Klagen, ſie mehrten ſich
von Tag zu Tag. Und ſie verſtummen auch heute noch nicht,
ſondern ihre Flut ſchwillt noch immer an. Wenn man auch die
wachſenden Schwierigkeiten unſerer Verſorgung in Rechnung
ſtellt, ſo wird damit doch nicht die ſonderbare Wirtſchaftsweiſe
mancher Kriegsgeſellſchaft erklärt. Händler und Verbraucher
ſind unbeirrt weiter gewillt, alle notwendigen Laſten des
Krieges zu tragen und alle nicht zu vermeidenden Entbehrungen
und Einſchränkungen auf ſich zu nehmen. Daran fehlt es alſo
nicht, aber was mit Recht verlangt wird, iſt Klarheit über die
Wirtſchaftsmoral. Dieſe Klarheit iſt aber bis heute nicht in
ausreichendem Maße geſchaffen worden, im Gegenteil haben alle
erhobenen Beſchwerden ernſte Zweifel aufkommen laſſen und die
hier und da erfolgten Entgegnungen der Kriegsgeſellſchaften
haben kein Licht in dieſe beklagenswerten Verhältniſſe gebracht,
haben vielmehr das Bild noch verſchwommener erſcheinen laſſen.

Einige neue Beiträge zu dieſer Frage ſollen hier folgen.
Es ſei vorweg bemerkt, daß für die behaupteten Tatſachen jeder-
zeit der Beweis angetreten werden kann, daß ſie in keinem
Punkt irgendwelcher Phantaſie entſpringen.

Eine altbewährte Einfuhrfirmag in Breslkau will ihren
dringend Ware verlangenden Großhändlern, koſte es, was es
wolle, Kaffee aus Holland verſchaffen. Sie iſt in der Lage,
200 Sack Kaffee, den Sack zu 120--150 Pfund, zu erhalten, und
zwar zum Preiſe von 118 Cts. das Pfund. Der Kriegsausſchuß
für Kaffee, Tee und deren Erſatzmittel, G. m. b. H., Zweig-
niederlaſſung Hamburg, hält obigen Preis für zu hoch und nur
108 Cts. für angemeſſen. Die Breslauer Firma will nunmehr
nicht nur auf jeden Nutzen verzichten, ſondern ſogar noch den
Preisunterſchied von 10 ECts. ſelbſt tragen. Jm Jntereſſe der
herrſchenden Not will ſie dieſes große Opfer bringen und ihren
Nachkäufern alle 200 Sack nur zum Preiſe von 108 Cts. ab
Amſterdam berechnen und liefern. Es würde das ein Verluſt
von etwa 25—30 M pro Sack für die Firma ſein. Trotz dieſes
weiten Entgegenkommens lehnt der genannte Kriegsausſchuß
die Einfuhr ab!

Der Sauerkohl iſt beſchlagnahmt. Ein Breslauer Groß-
händler, der viel Ware ſchon lange liegen hat, befürchtet deren
Verderb und bittet den Kriegsausſchuß für Sauerkohl um baldige
Gelegenheit zum Verkauf, da auch große Nachfrage vorliegt.
Der Kriegsausſchuß gibt nun verſchiedene Adreſſen, an welche
geſchickt werden ſoll, an und bezeichnet dabei gleich die abzu
gebende Menge in kleinen und kleinſten Mengen. Sauerkohl
wird aber nur in einer großen Sorte Tonnen gepackt; ſo hat
zuch dieſer Großhändler nur dieſe überall im Gebrauch befind-
lichen Tonnen. Dementſprechend iſt ſeine Antwort. Nach etwa
44 Tagen erwidert der Kriegsausſchuß, daß der Händler von ihm
die nötigen kleinen Gebinde beziehen kann und gibt die reichlich
bemeſſenen Preiſe an. Der Breslauer antwortet, daß ihm dies
Geſchäft viel zu teuer wäre, darauf könne er ſich unmöglich ein-
laſſen. Antwort des Kriegsausſchuſſes: Der Verkauf könne jetzt
nach Belieben ſtattfinden; da aber inzwiſchen der Markt-
preis von 11 Mark auf 13 Markpro Zentner ge-
ſtiegen ſei, müßte, bevor der Verkauf begönnt, der Unter-

An der Geduld

ſchied von 2 Mark pro Zentner dem Kriegsausſchuß ein
geſandt werden!

Die Ware wurde alſo um rund 20 Prozent verteuert; wo
hin floß dieſer Unterſchied

Ein ander Bild der Preiswirtſchaft bei der Z. E. G.
Die Geſellſchaft liefert dem Breslauer Magiſtrat bezw. der

von ihm beauftragten Abnahme- Geſellſchaft mehrere Waggons
Apfelſinen für den Preis von 10000 A. Der letzteren wird
von der Z. E. G. erlaubt, für ihre Mühewaltung 8 Prozent von
der Rechnung abzuziehen. Selbſtverſtändlich iſt dieſe „Groß-
mütigkeit“ ſchon in den Preis von 10 000 M durch die Z. E. G.
einkalkuliert! Die Breslauer 12 Großhändler erhalten die
Ware für 10000 M und dürfen mit Erlaubnis der Z. E. G.
15 Prozent Aufſchlag nehmen. Die Ware geht an den Klein-
händler weiter, welcher 25 Prozent Aufſchlag nehmen darf. Es
würde ſich ſomit eine Summe von 8 15 25 48 Prozent er
geben. Damit iſt der Aufſchlag noch nicht abgeſchloſſen, denn
man kann gut und gern annehmen, daß die Z. E. G. für ihren
eigenen Nutzen noch 30 Prozent aufgeſchlagen hat, wie es ihr
bei anderer Gelegenheit ſchon klipp und klar nachgewieſen wurde.
Somit ergibt ſich die bedauerliche Endrechnung, daß die Ware
um 78 Prozent durch die Z. E. G. verteuert wurde, ehe
ſie an den Verbraucher gelangte. Was ſagt zu dieſem Handel
unſer Kriegswucheramt?

Der Groſſiſt mußte ſo die Kiſte mit 28,75 abgeben, während
er vor der Beſchlagnahme und Bewirtſchaftung durch die Z. E. G.,
auch ſchon während des Krieges, noch in der Lage war, für 14
bis 15 A zu verkaufen.

Vom Kriege
Staatsſekretär Dr. Zimmermann über den verſchärften

U-Bootkrieg.
Genf, 26. Februar. Der „Temps“ gibt einen Bericht über

eine Anterredung des Staatsſekretärs Dr. Zim-mermann u. des Unterſtaatsſekretärs von dem Busſche-
Haddenhauſen mit dem Berliner Berichterſtatter des Madrider
Blattes „A. B. C.“ und des Blattes „Vanguardia“ wieder.
Herr Dr. Zimmermann erklärte nach dieſem Bericht dem
Vertreter der „Vanguardia“ u. a.: Jch muß geſtehen, wir waren
über die Antwortnote Spaniens etwas enttäuſcht.
Wir hatten gehofft, Spanien werde uns beſſer als irgendein
anderes Land verſtehen. Wir möchten, daß man ſich über unſere
Lage Rechnung legt. Unſer Entſchluß iſt nach und nach gereift.
Wir faßten ihn in der Gewißheit, daß man ihn nicht als
eine Herausforderung an die Neutralen auslegen
werde. Wir bedauern den den Neutralen zugefügten Schaden
aufrichtig und ſind bereit, alles, was in unſerer Macht ſteht, zu
tun, um ihn zu verringern. Ueber die der ſpaniſchen Re
gierung unterbreiteten deutſchen Vorſchläge äußerten ſich
Staatsſekretär Dr. Zimmermann und Unterſtaatsſekretär von
dem Busſche gemeinſam wie folgt: 1. Deutſchland wird
Spanien die nötige Kohle in unbegrenzter Menge
zur Verfügung ſtellen. Die ſpaniſchen Schiffe können die
Kohlen in den näher zu bezeichnenden deutſchen oder däni-
ſchen Häfen holen. 2. Deutſchland wünſcht einen großen Teil
der ſpaniſchen Fruchternte zu kaufen und hat zu dieſem
Zwecke ſofort in bar zahlbare Beſtellungen re 3. Deutſch
land iſt bereit, Spanien einige ſeiner in den ſpaniſchen Häfen
internierten Handelsſchiffe zu verkaufen. Dieſe
Schiffe dürfen aber nicht im Jntereſſe der Entente
verwendet werden und müſſſen die Sperrzone umgehen.
Andererſeits müſſen die ſpaniſchen Reeder die Verhandlungen
wegen der Schiffsverkäufe an England abbrechen.
4. Zwiſchen Spanien und England werde ein wöchent-
licher Paſſagierdienſt auf Grundlage einer vereinbarten
Schiffsroute eingerichtet werden. Die ſpaniſchen Schiffe dürfen
dabei keine Kriegskonterbande transportieren und
müſſen Unterſcheidungsmerkmale tragen. Ueber

die Ausſichten des verſchärften U-Bootkrieges

erklärte Staatsſekretär Dr. Zimmermann dem Vertreter der
„Vanguardia“: Wenn die Vereinigten Staaten die
Dauer des Krieges ernſtlich abzukürzen wünſchen, dürfen
ſie der Verwendung dieſer Waffe kein Hindernis in den Weg
legen; man wird dann ſehen, daß der Krieg viel früher
zu Ende iſt. Durch Widerſtand gegen die Verwendung des
Unterſeebootes weiſen die Neutralen das Mittel zurück, das
ihnen die raſche Befreiung von der Tyrannei in die
Hand gibt. Dr. Zimmermann gab dann eine Begründung da-
für, warum Deutſchland im letzten März alles zur Ver-
meidung eines Zuſammenſtoßes mit Amerika
getan habe. Heute ſei die Lage völlig anders. Es kam
die Ententenote an Wilſon, eine unglaubliche, unbe--
greifliche und unerklärliche Note. Es blieb alſo nichts anderes
übrig, als zum äußerſten Mittel zu greifen. Die U-Boots
waffe hat ſich in unſerer Hand derartig entwickelt, daß,
was früher nicht möglich war, heute möglich iſt. Darüber
haben wir unbedingte Sewißheit. Auf die Frage des Bericht

Mittwoch, den 28. Februar 1917. 157. Jahrgang.

erſtatters, ob man denn keinerlei Unterſchied bei der
De nkung neutraler 77 machen werde, antwortete
Dr. Zimmermann: Abſolut keinen. Unſer Entſchluß
iſt unerſchütterlich, denn nur dadurch kann der Krieg
in dieſem Sommer beendigt werden, und das iſt unſer
aller Wunſch.

Der Seekrieg
Deutſche Torpedoboote in der Themſemündung.
Berlin, 26. Februar. Jn der Nacht vom 25. zum 26. Fe

bruar ſtießen Teile unſerer Torpedoboots-Streit-
kräfte unter Führung der Korvettenkapitäne Til leſen ugd
Albrecht (Konrad) in den engliſchen Kanal bis über
die Linie Dover-- Calais und in die Themſemündung vor.

Die im Kanal geſtellten engliſchen Zerſtörer wurden
nach heftigem Artilleriegefecht zerſprengt; mehrere von
ihnen wurden durch Treffer beſchädigt und gingen weiteren
Kämpfen durch ſchleunigen Rückzug aus dem Wege,.
Unſere Boote erlitten keine Verluſte oder Beſchädi
gungen. Jm übrigen wurde in dieſem Gebiete vom Geg
ner nichts geſichtet.

Ein anderer Teil unſerer Torpedoboote drang, ohne irgend
welche Bewachung anzutreffen, bis nach Nord-Foreland
und in die Downs vor. Die militäriſchen Küſtenanlagen bei
Nord-Foreland, die dahinter liegende Stadt Margate, ſowie
einige dicht unter Land zu Anker liegende Fahrzeuge wurden
mit beobachtetem guten Erfolge unter Feuer genommen; Handels
verkehr wurde nicht angetroſfen. Auch dieſe Boote ſind voll
zählig und unbeſchädigt zurückgekehrt. Der Chef des
Admiralſtabes der Marine.

Dieſer kühne Vorſtoß unſerer leichten Streitkräfte und ſein
Ergebnis iſt außerordentlich beachtenswert. Die UBootgefahr
ſcheint die britiſche Hochſeeflotte nach wie vor von der See völlig
verſcheucht zu haben und auch die Gefahr des engliſchen See
verkehrs, die durch die deutſche Seeſperre vervielfältigt iſt, hat
nicht vermocht, ſie aus ihren ſchottiſchen Schlupfwinkeln heraus-
zulocken. Ein jämmerliches Ohnmachtszeichen für die Waves
ruler und ein neuer Beweis dafür, wie völlig ohnmächtig ſich
England gegenüber unſerer machtvoll entwickelten U-Bootwaffe
weiß. Auch die erneute Feſtſtellung, daß der Kanal von Handels
ſchiffen völlig frei gefunden wurde, zeigt die wirkſame Abſchnü-
rung von Englands Verbindungen mit dem Feſtlande, alſo mit
ſeinen eigenen Bundesgenoſſen und ſeinem eigenen Heere. Wir
können mit dieſen Ermittelungen wohl zufrieden ſein.

Der 18090 Tonnen-Dampfer „Lakonia“ torpediert.
London, 26. Februar. Reuter- Meldung (amtlich). Der

Paſſagierdampfer der Cunard- Linie Zakonia“
(18 000 Br.-Reg.-To.), der von Newyork kam, wuroe ohne War-
nung torpediert. Ein Schiff mit 270 Ueberlebenden der
„Lakonia“, darunter eine Anzahl Paſſagiere, wird um Mitter
nacht im Hafen erwartet. d

Verſenkt.
Rotterdam, 26. Februar. Lloyds meldet die Verſenkung

der engliſchen Dampfer „Jſer“ (2026 To.) und „Fal-
c on“.
Bern, 25. Februar. Die Verſenkung des ſchwedi-
ſchen Dampfers „Manningham“ (1988 To. wird ge-
meldet.

London, 26. Februar. „Lloyds“ meldet: Der engliſche
Fiſchdampfer „Frolic“ (183 To.) iſt verſenkt worden.

Die vom franzöſiſchen Marineminiſterium
veröffentlichte Liſte der Verſenkungen zählt laut „Frkf.
Ztg.“ folgende Schiffe auf: am 23. Februar den norwegi
ſchen Dampfer „Nyland“, den franzöſiſchen
Dampfer „Salamis“, das Segelſchiff „Joconde“,
am 24. Februar den engliſchen Dampfer „Dorothy
mit 3810 To.

Die große U-Bootgefahr im Mittelmeer.
Genf, 26. Februar. Wie der Sekretär des Murineaus-

ſchuſſes der franzöſiſchen Kammer dem „Matin“ mit-
teilt, beſchloſſen die Weſtmächte infolge der Steigerung der
U-Bootgefahr im Mittelmeer, die Benutzung des Seeweges
für Transporte nach Jtalien und Saloniki auf ein
Mindeſtmaß zu beſchränken. Es ſoll künftig der Bahn-
weg Paris-Mailand-Brindiſi benutzt und die Aus-
fahrt zur griechiſchen Küſte durch den Kanal von Otranto durch
ein Netz gegen U-Boote geſchützt werden. Truppen und Material
für das Saloniki-Heer werden dann von der griechiſchen Küſte
auf der BVahnlinie Patras--Athen weiterbefördert. Die Ver
öffentlichung dieſes Planes wurde durch die große Erregung
veranlaßt, welche die Torpedierung des Dampfers
„Athos“ in Frankreich her vorrief.

Wie lächerlich dieſer Plan iſt, den Verkehr nach Jtalien und
Saloniki über Frankreichs verſtopfte und desorganiſierte Bahnen,
denen der Kohlenmangel den Reſt ihrer Leiſtungsfähigkeit zu
lähmen droht. zu leiten braucht wohl kaum näher ausgeführt



zu werden.
auch ſeine Eiſenbahnen mehr und mehr den Dienſt verſagen.

Jn Erwartung der „Orleans“.
Der amerikaniſche Dampfer „Orleans“, deſſen Ankunſt

r am erwartet wurde, iſt ſchon ſeit Freitag
erfällig. Der Vertreter der Eigentümer der „Orleans“,

der Kerrlinie, hat ſich mit einem Vertreter der franzöſiſchenRegierung nach Bordeaux begeben. Auch die Ausfohet des
e amerikaniſchen Keere iffes, des „Rocheſter“, aus

ewyork, erfolgte auf Betreiben des Pariſer Präſidenten der
Kerrlinie, der mit den Regierungskreiſen in Verbindung
eht. Amerikaniſche Journaliſten ſollen ſich an Bord beider
ampfer befinden. Die Spannung, ob die „Orleans“ den Haſen

erreicht, iſt in Paris aufs höchſte geſtiegen.
Acht feindliche Flugzenge abgeſchoſſen.

Verlin, 26. Februar. (Amtlich.) Wie an den Vortagen,
be beſchränkte auch am Vormittag des 25. t auf allen
Fronten dichter Dunſt jede Sicht. Die Aufklärungs-
tätigkeit der eigenen und feindlichen Flieger wurde dadurch
tark beeinträchtigt. Gegen Mittag aber durchbrach die Sonne
ie Wolkenmaſſen und mit einem Schlage ſtarteten auf

beiden Seiten die Flieger zu ihren Kampf und Erkundungs
aufgaben. Regſter Fliegerbetrieb herrſchte in den Mittags und
Nachmittagsſtunden zwiſchen Lens und Arras und über der
langen Sommefront. Beſonders lebhaft war die Fliegertätigkeit
in der S n Auf beiden Seiten der Front kam es
u zahlreichen Luftk
liegern gelang, nicht weniger als 8 feindliche
lugzeuge herunterzuholen. Davon wurden 3 Flug-

Jeuge nördlich der Somme zur Erde niedergezwungen; ein vier-
es liegt öſtlich St. Mihiel zerſchoſſen dicht vor unſeren

Linien. Das fünfte, ein Nieuport, liegt zertrümmert im Elſaß
zwiſchen Pfaſtatt und Lutterbach, während das e
ebenfalls ein Nieuport, an der mazedoniſchen Front zum Abſturz
gebracht wurde. Das ſiebente und achte Flugzeug wurde aus
einem engliſchen Geſchwader herausgeholt, das nachmittags
Saargemünd anzugreifen verſucht hatte. Den Engländern

elang es nicht, an das beabſichtigte Ziel heranzukommen. Unſer
bwehrfeuer nötigte ſie zu vorzeitigem Abdrehen; die abge-

worfenen Bomben zerplatzten wirkungslos im Gelände. Unſere
Kampfflieger zwangen im Luftkampf zwei von den Angreifern
zur Erde nieder. Ein zerſchmettertes Flugzeug liegt dicht bei
Saargemünd, dem anderen gelang es mit knapper Not,
bis hinter ſeine Linie zurückzukommen, wo es zu Bruch ging.
Jm Verein mit dem in der Nacht vorher bei Saaralben
abgeſchoſſenen franzöſiſchen Lenkluftſchiff dürften dieſe
Verluſte unſeren Gegnern doch zeigen, daß unſer Heimatluftſchutz
auf ſeinem Poſten iſt und es kein unbeſtraftes Beginnen bleibt,
deutſche Jnduſtrieſtätten anzugreifen.

Engliſcher Heeresbericht
dom 25. Februar. Jn den letzten 24 Stunden fuhr der Feind
h uns Gelände längs der Ancre zu überlaſſen
ie Engländer haben das Dorf Serre und andere wichtige

Punkte beſetzt.
Feindliche Funkſpruch- Lügen.

Berlin, 26. Februar. Der franzöſiſchen Heeresleitung ſind
die deutſchen Erfolge in der Champagne und die
Abweiſung aller bisherigen franzöſiſchen Gegenangriffe an
cheinend außerordentlich un bequem. So leugnet der Lyoner
unkendienſt die deutſcherſeits gemeldeten franzöſiſchen Gegen-

ergte auf die Höhe 185 am 23., die abends um 287 und
10 Uhr blutig abgewieſen wurden. Die gleiche Politik verfolgt
der Funkſpruch Poldhu vom 24., der den abgewieſenen engliſchen
Vorſtoß bei Armentieres als einen Erfolg darzuſtellen
verſucht. Es gelang den Engländern zwar, bei dem elaſtiſchen
Zurückbiegen der deutſchen Linie einige wenige Gefangene zu
machen, dagegen iſt die Behauptung von einer großen Anzahl
deutſcher Toter frei erfunden. Der angebliche Erfolg koſtete
die Engländer außer einer Anzahl Gefangener 200 gezählte Tote,
während die angegriffene St.ellung reſtlos in deutſchem
Beſitz blieb. Die engliſche Heeresleitung beabſichtigte offen-
bar, den bei dieſem Unternehmen eingeſetzten, viel mißbrauchten
Neuſeeländern einen kleinen Erfolg zuzuſchreiben.

Die deutſche Offenſive im Weſten mit dem U-Bootkrieg
begonnen.

Haag, 26. Febr. Die A-Boot- Gefahr bildet nach wie
vor den Gegenſtand der Erörterung in der engliſchen
Preſſe. Bemerkenswert iſt jedoch die Ausführung des
Kriegs ſachverſtändigen des „Manch. Guardian“, wel-
cher ſagt, daß der UA-Boot-Krieg einfach der Verſuch ſei, die
engliſche linke Flanke zu umgehen und daß alſo die
deutſche Offenſive im Weſten mit dem U-Boot-
Kriege tatſächlich ſchon begonnen habe. Die Abſicht

Baſis abzuſchneiden, und ſelbſt wenn es der engliſchen
Armee gelänge, die deutſchen Stellungen zu durchbrechen, ſeien die

Engländer verloren, wenn zu gleicher Zeit der
A-Boot- Kriege erfolgreich ſei, da alsdann das engliſche
Heer von ſeiner Verſorgungsbaſis abgeſchnitten
ſei.

Jntereſſant iſt auch eine Bemerkung des früheren engliſchen
Zivillords der Admiralität, Lambert, der der Admiralität
vorwarf, ſie habe die Wiederaufnahme des deutſchen Tauchboot-
krieges überhaupt nicht vorausgeſehen, und ſie habe weder die

ähigkeit noch die Mittel, dieſen U-Boot-Krieg zu be-
ämpfen. Der jetzige Flottenadmiral Sir Edward Hedwort

urx wäſcht für dieſe Aeußerung dem früheren Zivillord der
dmiralität gehörig den Kopf, und die „Morning Poſt“ ſchließt

in einem Leitartikel dieſem Verfahren des Sir Edward Hed-
ort Murx mit Nachdruck an. Der Flottenſachverſtändige der

„Times“ veröffentlichte am 19. Februar einen Artikel, in dem
jr die Aeußerungen Protheros vom 20. r als Motiv

anſtellt: Das ganze Land müſſe endlich begreifen,
ß wir eine belagerte Stadt ſind. Es wird darin eine
eußerung Lord Milners angeführt, wonach Deutſchland
00 Unterſeeboote beſitze. Die ſchlechte Welternte
t die Zufuhr der Weizenvorräte vermindert und außerdem
en wenig Schiffe zur Verfügung, die überdies noch viel
rößere Strecken zurücklegen müßten, um das nötige
treide zu holen.

Die Rede Lloyd Georges und Frankreich.
Die franzöſiſche Preſſe beſpricht die Rede Lloyd

Georges. Der außerordentliche Ernſt der Rede ſcheint ſie
Kberraſcht zu haben. Die geſamte Preſſe iſt der Anſicht, daß
noch niemals ein Staatsmann der Entente ſo
ernſte Worte r habe und ſo ernſte Maßnahmen habe ergreifen müſſen. Sie gibt zu, daß der Ernſt
und die ſchweren Folgen des A-Bootkrieges nicht
mehr verkannt werden dürfen. Die Einſchränkun en dieLloyd George fordere, ſeien ſo groß, wie kein Enten eland ſie
bisher habe über ſich ergehen laſſen müſſen. Ein Teil der fran-

c Preſſe erklärt, die Worte Lloyd Georges ſeien nicht nur
ngland, ſondern an alle Ententeſtaaten gerichtet,

e ein gleiches tun ſollten.
Der „Temps“ ſchreibt, Deut

e i l auf den U tigt e
ürde einen ſchweren Schla
enten, und um dieſen in R

ch land habe ſein ganzes
n rn Ein Mißerfolgr Deutſchland be

abwarten zue und mit alle Ententeregierun gewilit vie
ere nungen zu ertragen. „Petit Pariſen ſch

reibt, man

Italien wird davon beſonders erbaut ſein, da ja

ämpfen, in deren Verlauf es den deutſchen
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des UBoot Krieges ſei, die engliſche Armee von ihrer

Mit mathematiſcher Sicherheit!
Jhr ſiegt ja, wie Jhr lang' ſchon ſchreit,
Mit “mathematiſcher Sicherheit.“
Wohlan, wir ſind zum Rechnen bereit
Mit mathematiſcher Sicherheit:

Was braucht Jhr zum Leben? Was braucht Jhr zun
Wißt Jhr, wie groß Eure Flotte zur Zeit?
Seht Jhr, was täglich den Fiſchen geweiht,
Mit mathematiſcher Sicherheit?

Habt Jhr? Nun rechnet! wann iſt's ſo weit
Mit mathematiſcher Sicherheit?

W. Rademacher.
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müſſe die Größe der engliſchen Opfer unbedingt anerkennen.
Der franzöſiſche Handel werde durch die Einſ ränkung
der engliſchen Einfuhr ſchwer betroffen. Auch „Journal“hebt die ſchweren Folgen hervor, welche das Einfuhrver
bot für den franzöſiſchen Handel haben würde und teilt
mit, daß die Aufregung unter den franzöſiſchen
Exporteuren ſehr groß ſei. Figaro“ erklärt, alleEntenteſtaaten müßten energiſche Ma ah m en ergreifen
oder untergehen. Sie müßten wählen, ob ſie jetzt in einem
wirklichen Kriegszuſtande leben oder künftig ſich mit der Sklave-
rei begnügen wollken. „Gaulois“, „La Preſſe“, „La France“
und „Lanterne“ ſprechen ſich in ähnlichem Sinne aus. Herve
und Clemenceau erklären, ohne direkt die Rede zu kom
mentieren, die Blockade genüge nicht, um den Sieg zu
erringen. Nur militäriſche Operationen könnten
zum Ziele führen. Beide betonen die Notwendig-
keit einer allgemeinen n s ver re„Batagille“ erklärt, man ſei jetzt in die letzte Viertel-
ſt u nde des Krieges eingetreten. Ueberall leide man, aber
Frankreich habe ſeit Beginn des Krieges immer die größ
ten Opfer gebracht. Man könne verlangen, daß die anderen
Alliierten heute ebenſoviel Opfer bringen.

Die Nahrungsmittelnot in England
iſt erſichtlich im Steigen. „Times“ teilt mit, daß die Fleiſch-
ankäufe in Mithfield in voriger Woche um 27 Prozent geſunken
ſeien, es ſei dafür aber weſentlich der Umſtand in Betracht zu
ziehen, daß die hohen Preiſe dem kleinen Mann den Fleiſch-
genuß einfach unmöglich machen. Der Brotverbrauch wird als
viel zu hoch bezeichnet und mit dem großen Mangel an Kartof-
feln begründet, welche von Produzenten und Großhändlern zu
rückgehalten würden. Die Regierung ſoll deshalb die BVeſchlag-
nahme der Kartoffelvorräte planen.

Die Händler in den Städten Mancheſter, Liverpool,
Sheffield und Middlesborough, alſo den vier
größten Arbeiterſtädten Englands, haben eine Eingabe an
die Regierung gerichtet, in der ſie darauf hinweiſen, daß, wenn
die Kartoffeln dem Markt entzogen würden, innerhalb
weniger Tage in dieſen Städten eine Hungersnot zu be-
fürchten ſei. Sie bitten den Lebensmittelkontrolleur, ſofort
Maßnahmen zu treffen, um die Zufuhr wieder in Gang
zu bringen.

Notterdam, 26. Februar. Dem „N. Rott. Cour.“ zufolge
hat Lord Devonport eine neue Brot- und Mehlver-
ordnung erlaſſen, die die Benutzung von reinem Weizenmehl
überhaupt verbietet und die Bäcker verpflichtet, zur Herſtellung
von Brot und anderen Artikeln eine Miſchung von Wei-
zenmehl und anderem Mehl zu verwenden.

Chriftianig, 26. Februar. Ein Telegramm an „Verdens
Gang“ aus London hebt hervor, daß die draſtiſchen Ein-
ſchränkungen in der Ausfuhr, die Lloyd George an-
gekündigt hat, das engliſche Volk völlig unvorbereitet getroffen
hätten. Die eigenen Vorräte Englands ſeien in Wirklichkeft
beunruhigend gering, ſo daß die Maßnahmen, um die
Heimerzeugung zu ſteigern, in hohem Grade nötig ſeien.

Beſchränkung der Lebensmittelration für deutſche
Gefangene.

Reuter verbreitet eine amtliche Mitteilung, wonach
für die deutſchen Militär- und Zivil gefangenen eine
neue, vom Lebensmittelkontrolleur gebilligte Ration feſtge-
ſetzt wurde. Bisher erhielten die Gefangenen mehr als die von
dem Kontrolleur der Bevölkerung empfohlenen Rationen.

Das Intereſſe der Verbündeten an der Verbindung mit
England.

Februar.Kopenhagen, 26 Unter der Ueberſchrift „Können
nglands ſich bei dem Programm Lloyd

Georges ſicher fühlen beſchäftigt ſich ein Artikel der
Zeitung „Sozialdemokraten“ der letzten Programmrede
Lloyd Georges. Er führt u .a. aus: Lloyd George hat eine Er-
weiterung der in ländiſchen Erzeugung und eine Einſchrän-
kung der Einfuhr verlangt. Kann er glauben, daß
England mit dieſem Programm den Krieg bis zum Siege
durchführen kann? England führt den Krieg nicht allein.,
Seine Aufgabe im Kriege iſt nicht nur. dafür zu ſorgen, daß die
eigene Bevölkerung nicht hungert. Es muß auch ſeine Al-
liierten mit Geld. Kohlen und Munition ver-
ſorgen. Wenn dieſe Verſorgung nicht fortgeſetzt wird,
kann auch der Krieg nicht lange dauern. Deutſcherſeits
wird der verſchärfte U-Bootskrieg wohl als Verſuch der Aus
hungerung Englands gedacht, in höherem Maße aber doch als
ein Verſuch, England von ſeinen Alliierten abzu-
ſchneiden und dadurch ihre Kriegführung zu lähmen. Lloyd
George tritt nur gegen die Gefahren der Abſchneidung von Zu-
fuhren nach England auf, indern er erklärt, daß man verſuchen
wolle, die Zufuhr zu entbehren. Von Mitteln aber zur Auf-
rechterhaltung der Verbindung mit den Alliierten und von der
Zufuhr zu ihnen ſagt er nichts. Die Alliierten und Neutralen
wollen nicht die Aufgabe Englands darin ſehen, daß
es auf Zufuhren verzichtet und ſeine Ausfuhr einſtellt,
ſondern darin, daß es die Verbindungen mit ihnen
aufrecht erhält.

Das Ergebnis der engliſchen Kriegsanleihe.

London, 26. Februar. Law teilte im Unterhauſe
mit, daß die geſamten Zeichnungen auf die Kriegsanleihe
ſich auf eine Milliarde 312095 Pfund Sterling
belaufen, wovon nur ungefähr 22 Millionen in ſteuerfreier An
leihe angelegt wurde, der Reſt in 5prozentiger Anleihe.

London, 26. Februar. Carſon teilte im Unterhauſe mit,
daß feindliche Zerſtörer heute in aller Frühe Broadſtairs
und Margate beſchoſſen haben. „Eine Frau und ein
Kind“ wurden getötet (wie üblich!), 2 Perſonen verwundet und
2 Häuſer zerſtört.

Nach den letzten Angaben Bonar Laws (700 Millionen Pfd.)
kann es als ſicher gelten, daß das jetzt bekannt gewordene End-
ergebnis der Anleihezeichnungen auf Friſur beruht. Selbſt
wenn man den ungeheuren Druck berückſichtigt, den die engliſche
Regierung offen und geheim auf die Bank- und Kapitaliſten-
kreiſe ausgeübt hat, iſt es doch ausgeſchloſſen, daß ſich innerhalb
weniger Tage das Ergebnis faſt verdoppelt haben ſollte. Hier
nd verwegene Finanzkunſtſtücke im Spiele, wie ſie
z e ehe W dem v F x über die maner ar gewinnenkaum auf ſich warten laſſen. e

mit

„Utro äußerteowsky zu Dumamitgliedern die e t, ſelnen

lange wird dieſe

Aus dem Oſten
Das ruſſiſche Wechfelfieber.

Stockholm, 26. Februar. Laut o

ſten zu verlaſſen. Gegen den Oberprokurator Ra
je w ſteht bei dem erſten Departement des Reichsrates eine Ver

e e enen un or. „Ruß.lowo“ tünvigt rer gan gg j an. c ß
Bruſſilows Bekehrung.

Stockholm. 26. Februar. Wie „Rjetſch“ meldet, hat General
Bruſſilow, der ſich noch vor einigen Monaten über die
h e Rußlands in der extremſten Weiſe ge
äußert hatte, nun ſeine Anſchauungen einigermaßen ge
ändert. Seinerzeit hatte der General ausländiſchen Zeitungs
berichterſtattern gegenüber erklärt, der Krieg müßte bis zumAeußerſten geführt werden, und zwar ſo lange, bis die deulſche
Armee gänzlich vernichtet ſei. Neuerdings jedoch hat ſich Gene
ral Bruſſilow weſentlich milder ausgeſprochen, indem er ſagte,
daß Rußland keinerlei Jntereſſe daran habe, die
deutſche Militärmacht gänzlich zu vernichten. Es

enüge, jene deutſchen Perſönlichkeiten, denen die Verantwortungr die „Anſtiftung des Krieges“ zufalle, zu befſtrafen.
„Djen“ findet dieſe Meinungsänderung recht auffallend und
erklärt, daß ſie dem Geiſte entſpreche, der gegenwärtig die ruſſiſcheArmee beherrſche. ß ſpre bes nis

Der Krieg gegen Jtalien
Wien, 27. Februar. Der öſterreichiſche Generalſtab berichtet:

Nachmittags ſetzte wieder an der küſten ländiſchen Front
und in einzelnen Tiroler Abſchnitten ſtärkeres Artillerie
feuer ein. Bei Vertoiba drangen unſere Truppen nachts in
eine ſtark beſetzte feindliche Sappe ein, zerſtörten dieſe und ver-
nichteten die Beſatzung bis auf einige Leute, die als Gefangene
eingebracht wurden.

Die italieniſche Friedensanleihe ein Fehlſchlag.
Lugano, 26. Februar. Die Zeichnung der vierten italie-

niſchen Nationalanleihe hat trotz einer un
erhört marktſchreieriſchen Reklame laut „Agenziag Stefanl“ bis
her nicht mehr als 2200 Millionen Lire ergeben. Hiervon ſind
800 Millionen Schuldverſchreibungen.

Der türkiſche Feldzug
Engliſcher Bericht aus Meſopotamien.

Der am 22. Februar genommene ſüdliche Teil der Stellung
von Sannaiyat beſtand aus zwei Linien und hatte 450
Mards Frontbreite und 100 Yards Tiefe: ſechs feindliche Gegen-
angriffe mißglückten. Unſer Angriff am 22. Februar nachmit-
tags führte zur Einnahme von zwei Linien von 900
Hards Frontbreite. Am 23. Februar von Tagesanbruch ſetzten
wir in der Nachbarſchaft von Shumquanbend über den
Tigris. Unſere Deckungstruppen niſteten ſich auf dem linken
Ufer ein und machten Gefangene; wir ſtellten binnen 9 Stunden
eine Brücke her und ſicherten unſere Stellungen bis zum Ein-
bruch der Nacht. Trotz hartnäckigem Widerſtande nahmen wir
den Angriff bei Sannaiyat wieder auf und nahmen die
dritte und vierte Linie in 1050 Yards Frontbreite. Jm
Gebiet von Shumran wurden am 23. Februar 544 Gefangene
gemacht.

Die Entwickelung in Amerika
Stürmiſche Szenen im amerikaniſchen Senat.

Hungerpolongiſen in Newyork.
Berlin, 27. Februar. Wie dem „B. T.“ gemeldet wird,

ſpielten ſich im Senat in Waſhington ſtürmiſche Szenen
ab. Die Republikaner traten vor allem dafür ein, daß man die
Schiffe fahren laſſe. Jn Newyork veranſtalteten tauſende
von Männern und Frauen, um gegen den Hunger zu
demonſtrieren, einen Zug durch die 5. Avenue. Dabei
wurde die Marſeillaiſe geſungen.

Amerikas Spionitis.
BVern, 25. Februar. „Jnformation“ meldetkaus Waſhing-

ton: Admiral Griffon hat bekanntgegeben, daß Konſtruk-
tionsgeheimniſſe über Schlachtkreuzer ins Aus-
land gelangt ſeien. Gegen einige amerikaniſche Schiffbauer ſei
die Unterſuchung eingeleitet.

Die öſterreichiſche Note an Amerika.
Berlin, 26. Februar. Wie die „T. R.“ erfährt, iſt die An t-

wort Oeſterreich-Ungarns an Amerika über den U-
Boot-Krieg fertig geſtellt und wird in den nächſten Tagen zur
Veröffentlichung gelangen. Man geht nicht fehl in der
Annahme. daß die Antwort der öſterreichiſchungariſchen Regie-
rung an Amerika in dem gleichen Sinne gehalten ſein wird, wie
die deutſche. Jm rückſichtsloſen UBoot-Krieg gibt es kein Zu-
rück mehr.

Wien, 26. Februar. Der Berichterſtatter der „Expr.-Korr.“
hatte Gelegenheit, mit einem Vertrauensmann der hieſigen
amerikaniſchen Botſchaft zu ſprechen, der geſtern mit
dem Votſchafter Penfield eine längere Untrerredung hatte.
Der Botſchafter äußerte ſich über die öſterreichiſch- amerikaniſchen
Beziehungen in optimiſtiſcher Weiſe und erklärte, er ſei
ein Freund Oeſterreichs und mit aller Kraft bemüht,
die Beziehungen zwiſchen OeſterreichUngarn und den Vereinig-
ten Staaten aufrecht zu erhalten. Er gebe die Hoffnung nicht
auf, daß ihm dies gelingen werde, um ſo mehr, als er in dem
Miniſter des Aeußern, Grafen Czernin, einen verſtändnisvollen
Partner habe, der von den gleichen Jntentionen beſeelt ſei.
Ueber den deutſch amerikaniſchen Konflikt äußerte ſich Pen-
field in nicht pefſimiſtiſcher Weiſe, indem er die Hoff
nung ausſprach, daß es beim heutigen Stand der Dinge
bleiben werde. wweinb e SyenateDie optimiſtiſchen Botſchafter ſind ſcheinbar eine Speziali-tät Ameritas s ſchade, daß ſolchen überſchwenglich-optimiſti

ſchen Aeußerungen der ärgſte Kladderadatſch zu folgen pflegt.
Unverkennbar iſt die eigentliche Triebfeder für die ſchonende Be
handlung Oeſterreichs der geheime Wunſch Amerikas, im Jntereſſe der Entente zwiſchen die Mittelmächte einen Keil zu treiben.
Ein wahrhaft rührend kindliches Vorhaben!

Der Anfſtand in Kuba.
Bern, 26. Februar. Der Pariſer „Newyork Herald“ er-

fährt durch einen Sonderberichterſtatter aus Kuba, der letzte
Aufſtand ſei der ernſteſte ſeit dem kubaniſchen Unab
hängigkeitskriege geweſen. Man befürchte die Zerftörung
fremden Eigentums durch die Rebellen, ſodaß eine Jnter-
vention der Vereinigten Staaten, die Präſident
Menvcal bisher unterſtützten, notwendig werden könnte.

Von den Kolonien und Uberſee
Die Einſchätzung Japans durch die Entente.

Berlin, 26. Februar. Unter der Ueberſchrift „China und
unſere Feinde“ bringt die „Nordd. Allg. Zig.“ einen Ber
des italieniſchen Botſchafters in Tokio an
Regierung vom 22. April 1916, der ein bezeichnendes
auf die Stimmung wirft, die in Ententekreiſen
gegenüber Japan herrſcht. W. Bericht
ohne Uebereilung zu handeln verſtehen,

a. die Japan er noch wie ihreine rice wird durch undliche. keine Beharrlichkeit bewieſen, mit der ſie ſeit
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len Jahren über China ein unſichtbares und ungeheueres
Netz von Jntrigen, ſſen, Spionage und Liſt ausgebrei
tet haben, um ſo in dieſem unglücklichen Lande die Unord
nung vorzubereiten deren Ergebniſſe man in den
letzten Jahren geſehen habe.“ Weiter heißt es: „Wenn letzten
Endes Juanſchikai ein Opfer des europäiſchen Krieges
iſt, wenn es auch unbeſtreitbare Tatſache iſt, daß' der Krieg
die Regierungen des Weſtens an jeder materiellen Hil fs
aktion in Chinahinderte, es ſcheint dies doch nicht
die Schwäche der Vertreter der Ententemächte in Tokio zu
rechtfertigen, die Japan erlaubt haben, ſich nicht nur in
materiellem Gelde, ſondern auch in politiſchen Werten mit
unverſchämten Wucherpreiſen die japaniſche Hilfe bezahlen
laſſen.“ Zum Schluſſe heißt es: „Sicher iſt es jedvch, daß die
Mächte Europas während des Krieges jede Anſtrengung ma
chen werden, um das Mögliche aus der Liquidation des
unermeßlichen, einſt himmliſchen Reiches zu erlan-
gen.“ Die „Nordd. Allg. Ztg.“ bemerkt dazu, das iſt ein
Ton, der unter Verbündeten immerhin unge-
wöhnlich iſt, und zeigt, daß der italieniſche Botſchafter
ernſte Zweifel an der Weisheit der Politik der
Ententemächte Japan gegenüber hegt. Das ſollte aber auch
der chineſiſchen Regierung zu denken geben. Jedenfalls
ſind die Ratſchläge des Botſchafters eine neuer Beweis für
die Haltloſigkeit allen heuchleriſchen Geredes unſe-
rer europäiſchen Gegner über den Schtz und die Verteidi-
gung öor Rechte der Neutralen.

Die Neutralen
Die Stimmung in Holland.

Berlin, 27. Februar. Ueber die Stimmung in Holland
wird der „V. Z.“ berichtet: Obſchon die Mehrheit der großen
Blätter die Verſenkung der hol ländiſchen Schif-
fe Deutſchland übel anrechne, behielten genug Holländer
den Kopf kühl und ſähen ein, daß England mindeſtens
e das Feſthalten der Schiffe Anteil an der Schuld
abe.

Dem „B. L. A.“ wird über die Stimmung in Holland be
richtet, es habe ſehr zur Beruhigung der Bevölke-
rung beigetragen, daß die deutſche Geſandtſſchaft
im Haag mit anerkennenswerter Schnelligkeit eine Erklä-
rung gegeben habe, aus welcher die Bevölkerung habe er
ſehen müſſen, daß die Schiffe die verhängnisvolle Fahrt auf
ihr eigenes Riſiko unternahmen.

Die engliſche Preſſe im ſchlechten Geruche.
Rotterdam, 26. Febr. Der „Rott. Cour.“ warnt die

Holländer davor, ſich durch die engliſche Preßhetze
vegen der Torpedierung der Schiffe aufreizen zu laſſen.
Dieſe Aeußerungen der engliſchen Preſſe und ihre ausführ-
iche telegraphiſche Wiedergabe ſeien nur ein Teil der
Kriegführung und geſchähen nicht zum Nutzen
Hollands, ſondern im Intereſſe der Entente. Das Blatt
weiſt noch einmal auf die Schädigung Hollands durch die
zngliſche Blockade hin und ſchreibt dann, daß der
Teilnahme der engliſchen Preſſe und der engliſchen
Telegraphenagenturen ein ſehr wenig guter
Bernch anhafte.

Der erſte engliſche Dampfer in Bergen.
Kopenhagen, 25. Februar. „Nat. Tid.“ meldet aus Ber

zen Seit der deutſchen Erklärung der verſchärften See
perre iſt geſtern der erſte Dampfer aus England
nit Kohlenladung hier eingtroffen. Das Schiff,
zas voll beladen iſt, wird in Odde löſchen.

Die Wirkung auf Braſilien.
Bern, 26. Februar. Wie der „Temps“ aus Rio de

&Caneirv meldet, hat das zeitweilige Einfuhrverbot
on Kaffee nach England in Braſilien lebhafte Er
regung hervorgeruſen. Dem „Temps“ zufolge vrönete

der Präfekt von Arriege die Beſchlagnahme aller
Getreiöde- und Mehlvorräte in dem Departement
an, um die Verſorgung der Zivilbevölkernng zu ſichern. Die
Ausfuhr von Getreide und Mehl aus dem Dexartement
wurde untrſagt.

Braſilianiſche Dampfer in Havre.
„Havas“ meldet gus Le Havre: Die braſiliani-

ſchen Dampfer „Taqueri“ und „Tivaji“, die am
31. Januar und 4. Februar von der Jnſel St. Vincent aus
in See gingen, ſind am Sonnabend angekommen.

„Temps“ zufolge traf in Marſeille der in Sezia
erbaute braſilianiſche Kreuzer „Cegara“ ein, der
ſich auf Weiſung der braſiligniſchen Regierung ſchnellſtens
nach Braſilien begibt.

Eine Rede von Heydebrondts,
Hamburg, 26. Februar. Jm dichtgefüllten großen Saale

des Konventgartens veranſtaltete die Hamburgiſche konſer-
vative Vereinigung einen Vortragsabend, bei dem Reichs-
tagsabgevröneter von Heydebrand und der Laaſe
über das Thema Deutſchlands gegenwärtige politiſche Lage“
ſprach. Der Redner, der wiederholt durch Beifallskundge-
bungen unterbrochen wurde, führte etwa folgendes aus:
Nach Ablehnung unſeres Friedensangebotes durch unſere
Feinde habe jetzt der Torpedo und das Schwert das Wort.
Dem ungehemmten U-Bootkrieg ſtimmen nicht nur die kon
ſervativen und liberalen, ſondern alle Parteien, auch die
Sozialdemokraten, zu. Das deutſche Volk wiſſe, daß jetzt das
Ende des Krieges vor ihm ſtehe. Ein Zu rück im U-Boot
krieg gäbe es nicht. Man könne erwarten, daß bald die
Meere von Schiffen leer ſein werden. So wie Eng
land uns habe aushungern wollen, ſo werde es jetzt ihm
ſelbſt gehen. Aber nicht nur die Lebensmittel werden in
England immer knapper werden, ſondern auch andere wich-
tige Bedürfniſſe, und es wird nicht mehr lange dauern, dann
werde man die Spuren deutlich merken. Wenn die Dinge
ſich ſo weiter entwickeln, dann werden unſere Feinde ſchon
in einigen Monaten vor einer Situgtion ſtehen, wo
ſie ihrerſeits zu überlegen haben, ob ſie ver hungern wol-
len vder nicht. Dann müſſe der U-Bootkrieg rückſichtslos
durchgeführt werden, denn ein Zu rück würde eine Kata
itrophe für uns werden. Auch Amerika könne man nicht
entgegenkommen. Reduer wandte ſich dann im einzelnen
unſren Gegnern zu. Ueber Jtalien und Rumänien
jagte er, brauche man keine Worte zu verlieren. England
ſei u n ſe r Hauptfeind, und von ſeiner rückſichtsloſen
Politik müßten wir ſehr viel lernen. England werde
nicht eher nachgeben, bevor es nicht ganz am Boden liege.
Auch Frankreich dürfe keine Rückſicht von uns er-

arten, nachdem uns die Klagen über die ſchändliche Behand
lung unſerer Kriegsgefangenen zu Ohren gekommen ſind.
Mit Rußland würden ſich ſpäter wieder freund ſchaft-
liche Beziehungen anknüpfen laſſen, jedenfalls

aber Grenzregulierungen vorgenommen werden.
ie guten Beziehungen zu unſeren Verbündeten werden

S nach dem Kriege weiter beſtehen, doch dürfe man die
ürkei nicht bevormunden, ſondern ihr nur da helfen, wo

ihr geholfen werden wolle. Unſere Friedensbedingungen
werden andere ſein müſſen, als ſie bei unſerem Friedensan
r waren. Eine finanzielle Entſchädi-g u n unbedingt gefordert werden, um die großenaulen die Deutſchland durch den Krieg habe machen müſ
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ſen, bezahlen zu können. Die Verſammlung beſchloß Ab
ſendung von Telegrammen an Hindenburg, Aö-
miral Scheer und Großadmiral von Tirpitz.

Aus Stadt und Umgebung
Auf die 6. Kriegsanleihe

nimmt die Kreisſparkaſſe ſchon jetzt Gelder an und verzinſt
ſie vom Tage der Einzahlung an mit 5 ſtatt mit 325 Proz.
Bei Sparkaſſenbüchern bedarf es nur entſprechender Anwei
ſung an die Kaſſe. Von dieſer überaus entgegenkommenden
Einrichtung der Kaſſe ſollte der lebhafteſte Gebrauch gemacht
werden. Mühe- und riſikoloſer kann man kein Geld ver-
dienen, als durch Ausnutzung dieſer Zinsdifferenz. Vergk,
die Bekanntmachung in dieſer Nummer.

Kriegswirtſchaftsſtelle und Wirtſchaftsamt
ſind im Kreishaus eingerichtet. Bei beiden Aemtern führt
der Landrat den Vorſitz. Eingaben ſind an den Königlichen
Landrat, Merſeburg, zu richten.

Lebensmittelamt.
Leunna, 26. Februar. Für das Ammoniakwerk iſt ein

Lebensmittelamt errichtet worden, das die Ausgabe der Le
bensmittelkarten zu übernehmen und die Beköſtigung der
Arbeiter zu beanffichtigen hat.

Eine Viehzählung,
umfaſſend Pfſerde, Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen, Ka-
ninchen und Federvieh, wird am 1. März durch freiwillige
Zähler vorgenommen.

Regelung der Preiſe für Kälber und Schweine.
Zu der in Preußen vorgenommenen vorübergehenden

Neuregelung der Preiſe für Kälber und mindergewichtige
karre wird vom Kriegsernährungsamt amtlich mit-
geteilt:

Vom preußiſchen Zentralviehhandelsverband iſt mit Zu-
ſtimmung des Herrn Präſidenten des Kriegsernährungs-
amtes für

Schlachtkälber
ſtatt der bisherigen Preisſtaffelung ein Einheitspreis von
80 Mk. für den Zentner Lebendgewicht als vorüberge-
hende Maßnahme eingeführt worden, um die früh-
zeitige Abſtoßung der nicht zur Zucht beſtimmten Kälber
noch mehr als durch die bereits getroffenen Beſtimmungen zu
fördern und dadurch die Milchverſorgung der Städte zu ver-
beſſern. Bei der bisherigen Preisſtaffelung, die für Kälber
unter 100 Pfund 60 Mk., von 100 bis 150 Pfund 80 Mk. und
150 bis 200 Pfund 90 Mk. pro Zentner lebend vorſah, war
es für den Landwirt vorteilhafter, das Kalb durch Belafſen
an der Kuh in eine höhere Gewichtsſtufe zu bringen, als die
Milch als menſchliches Nahrungsimttel zu verkaufen. Wenn
jetzt der Landwirt für ſein Kalb unter einem Zentner für
das Pfund Lebendgewicht genau ſoviel bekommt, wie wenn
es ſchwerer iſt, ſo hat er kein Jntereſſe daran, das Kalb einen
Tag länger als unbedingt notwendig zu halten. Es iſt ge
ſagt worden, der Einheitspreis von 80 Mk. werde eine Er-
höhung des Kalbfleiſches zur Folge haben müſſen. Ob dieſe
Notwendigkeit begründet iſt, wird in jeder Gemeinde ſehr
zu prüfen ſein. Denn gegenüber der Preiserhöhung für die
leichteren Kälber bleibt der Preis für Kälber von 100
bis 150 Pfund unverändert und ſenkt ſich für Käl-
ber über 150 Pfund um 10 Mk. für den Zentner. Schwerere
Kälber werden auch künftig noch angeliefert aus der Zahl
der Kälber, die der Landwirt für die Zucht aufſtellt, nach eini
gen Wochen aber abgibt, weil ſie ſich nicht in wünſchenswerter
Weiſe entwickeln. Aber auch wenn der Einheitspreis für
die Schlachtkälber eine Erhöhung des Kalbfleiſchpreiſes be-
dingte, wäre dies wegen der beſtimmt zu erwartenden Ver-
beſſerung der Milchverſorgung in den Kaufzu nehmen. Der
Wert der vorübergehenden Neuregelung erhellt aus nach-
ſtehender Gegenüberſtellung: Geſunde Kälber im Alter von
14 Tagen können bei ausreichender Ernährung mit durch-
ſchnittlich 10 Liter Vollmilch für den Tag einen Tageszu-
wachs von 3 Pfd. Lebendgewicht erreichen, ſo daß die Fleiſch
erzeugung in den anſchließenden 14 Tagen 42 Pfund Lebend-
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3 F u J z 1 c 3 J r 0 14 1 9S ſfund Fleiſch beträgt. Die Neuregelung vermindert daher
Odie Fleiſcherzeugung um 26 Pfund Fleiſch für jedes Kalb,

dagegen macht ſie 140 Liter Vollmilch für die Allgemeinheit
frei. Der Nährwert von 1 Pfund Kalbfleiſch ohne Knochen
iſt rund 100 Gramm Eiweiß, 15 Gramm Fett, 4 Gramm ſtick-
ſtofffreier Nährſtoff und 7 Gramm Nährſalz; der Nährwert
von 5 Litern Vollmilch iſt dagegen rund 175 Gramm Eiweiß,
150 Gramm Fett, 240 Gramm ſtickſtoffreier Nährſtoff und
35 Gramm Nährſalz.

Der preußiſche Zentralviehhandelsverband hat ferner
mit Zuſtimmung des Herrn Präſidenten des Kriegsernäh-
rungsamtes, gleichfalls vorübergehend, beſtimmt, daß
für alle zur Schlachtung abgelieferten

Schweine
im Gewichte von über 100 Pfund, auch wenn ſie ein Gewicht
von 180 Pfund nicht erreichen, der für Schlachtſchweine im
Gewichte von 180--200 Pfund geltende Höchſtpreis gezahlt
werden darf. Die Maßnahme war notwendig, um alle über
ſtändigen, wenn auch ſchlachtunreifen Schweine zur Schlach-
tung zu bringen, für die erlaubtes Futter fehlt, und um ſo
die größere Gefahr der Verfütterung von Brotgetreid und
Kartoffeln zu beſeitigen. Dieſe Preisſetzung iſt erfolgt, weil
die Hergabe der untergewichtigen Schweine, die bei Futter-
mangel im Intereſſe der ſtädtiſchen Brotgetreideverſorgung
unbedingt zur Schlachtung gebracht werden müſſen, für den
Schweinehalter ſtets mit Verluſt verknüpft iſt die Schwei
nemaſt wird bekanntlich erſt dann lohnend, wenn das
Schwein bis ungefähr 200 Pfund gemäſtet werden kann
und deshalb ein Anreiz zur möoelichſt raſchen und umfang
reichen Abſtoßung der Schweine durch einen Preisausgleich
geſchaffen werden mußte. Die Aufſtellung der Schweine ge
ſchah zum Teil in der Hoffnung, ſie durch baldige Zuteilung
von rumäniſchen Futtermitteln und durch den Anfall von
ſchlechten Kartoffeln nach Oeffnung der Mieten weitermäſten
zu können. Dieſer mittelbare Weg der Preiserhöhung für
mindergewichtige Schweine, der ſich ſchon bei früherem An
laß bewährt hat, mußte gewählt werden, weil es ein Ding
der Unmöglichkit iſt. jeden Schweinetrog kontrollieren zu
laſſen. Die Befürchtung, daß etwa die durch Feſtſetzung ei
nes Einheitspreiſes für Kälber frei werdende Milch an
Schweine verfüttert werden könnte, um dieſe raſch auf 1009
Pfund Gewicht zu bringen, iſt ſchon deshalb nicht begründet,
weil die ganze Preismaßnahme eine vorübergehende iſt, und
weil eine allgemeine Preisſenkung für Schlachtvieh beabſich-
tigt iſt. Wenn durch die Preiserhöhung der niedrigeren Ge
wichtsklaſſen bei Schweinen auch eine unbedeutende Steige-
rung des Schweinefleiſchpreiſes infolge Anlieferung einer
großen Zahl untergewichtiger Tiere an einem Ort notwen-
dig werden ſollte, ſo muß auch hier berückſichtigt werden, daß
es ſich um eine vorübergehende Maßnahme handelt, die im
r der Allgemeinheit, in erſter Linie der Städte, ge

oten war.

Jn der Landwaiſenanſtalt
zu Langendorf bei Weißenfels kann Oſtern d. Js. noch
eine Anzahl geſunder und unverdorbener Knaben und Mäd-

chen, deren Water verſtorben iſt, im Alter von 6 bis 10
ren Aufnahme finden. Die Aufnahmebedingungen ſind au
der Bekanntmachung des Landeshauptmanns vom 6. Novem
ber 1890 (Amtblatt der Kgl. Regierung Stück 47 von 1800) zu
erſehen. Geſuche um Aufnahme ſind baldigſt an den Lan
deshauptmann in Merſeburg zu richten.

Aus Provinz und Reich
Die Pocken.

Wittenberg, 26. Februar. Neue Er krankungen an Pocken
in Wittenberg und Umgegend beweiſen, daß die Epidemie
hier noch nicht erloſchen iſt. Es iſt deshalb von den Zen-
tralbehörden von neuem der Frage der Zwangsimpfung der
Bevölkerung nähergetreten worden. Da eine ſolche mit
Unannehmlichkeit und Weiterungen für die davon Betrof-
fenen verbunden iſt, fordert der Landrat ſämtliche Einwoh
ner der Stadt und der umliegenden Ortſchaften dringenö
auf, ſich der Schutzimpfung zu unterziehen.

Vom Auslande
Eiſenbahnunglück in Schweden.

Ein Jnvalidenzug lief Montag Abend bei Helmsveden,
nahe Söderhamm, uaf ein Nebengkeis, und rannte gegen
die Wand eines Gebäudes. Die vier Wagen hin-
ter der Lokomotive wurden völlig zerſtört. Jn dieſen Wagen
befanden ſich 65 Jnvaliden, die jetzt unter den Trüm-
mern liegen. Weitere zwei Wagen wurden leicht beſchä
digt. Die Zahl der Opfer iſt noch unbekannt. Als Urſache
des Unglücks wird falſche Weichenſtellung angegeben.

Eine ſpätere Meldung beſagt:
Bis um 1 Uhr 30 Min. vormittags wurden fünf ge

tötete Juvaliden und etwa 20 Verwundete aus den
Trümmern hervorgezogen. Man glaubt, daß eine gleiche
Anzahl noch unter den Trümmern begraben liegt. Eine
ſchwediſche Krankenpflegerin iſt leicht verletzt. Mit dem Zug
fuhren 228 Jnvaliden, zwei Offiziere und fünf Pflegerinnen-

Letzte Depeſchen
Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, 27. Februar.
Von zahlreichen Vorſtößen der Engländer gegen unſere Front

zwiſchen Ypern und der Somme gelangte nur einer in unſe
ren Graben. Der öſtlich von Arras eingedrungene Feind
wurde durch Gegenſtoß geworfen.

Das Artilleriefeuer erhob ſich nur in wenigen Abſchnitten
über das gewöhnliche Maß.

Bei abnehmender Kälte war die Gefechtstätigkeit mehrfach
lebhafter als in ver letzten Zeit.

Mazedoniſche Frontkt.
Nichts Neues.

Erſter Generalquartiermeiſter Ludendorff.
Dampfer „St. Laurent“ explodiert.

Genf, 26. Februar. Aus Malta wird nach Paris ge
meldet, daß auf dem großen franzöſiſchen Amerika-
dampfer „Saint Laurent“ eine ſchwere Explo-
ſion im Maſchinenraum erfolgte,. Echo de Paris glaubt,
daß die Annahme, daß das Unglück durch einen Torpedo-
ſchuß herbeigeführt worden ſei, hinfällig iſt, vermochte aber
keine näheren Angaben über die Urſache der Exploſion zu
erlangen. Wie es heißt, ſind mehr als 20 Perſonen vom
„Saint Laurent“ getötet worden.

Genf, 26. Februar. Nach einer Meldung des Pariſer
„Journal“ aus Malta iſt das ganze Vorderteil des
Dampfers „Saint-Laurent“ zerſtört.“ Die Wieder
herſtellung wird mehrere Monate dauern.

Der Dampfer „Saint Laurent“, der Truppentran
porten diente, iſt 5614 Tonnen groß, wurde 1905 erbaut,
gehörte vor dem Kriege zur Flotte der Compagnie Generale
Transatlantique und machte die Amerikafahrt. Ob das Schiff
mit ſeiner ſchweren Havarie noch ſchwimmt oder ob es geſun-
ken iſt, verſchweigt die Pariſer Preſſe vorläufig noch.)

Italiens Kohlonnot.
Bern, 26. Februar. Wie „Avanti“ meldet, iſt, Alle ſ-

ſandriag ohne Kohle. Die Stadtverwaltung hat ſeit
geraumer Zeit die Kohlenreſerven aufgebraucht. Die Gas
fabrik muß demnächſt den Betrieb einſtellen. Auch viele in-
duſtrielle Unternehmungen haben ihre Kohlenvorräte aufge
braucht. Die Hutinduſtrie muß immer noch feiern. Wie
„Avanti“ noch hinzufügt, leidet man in Alleſſandriag immer
noch unter der Kälte. Andere Zeitungsmeldungen berichten
von vollkommenen Kohlenmangel in Biella, dem italie-
niſchen Mancheſter

Wilſon verlangt vom Kongreß Vollmachten.
Waſhington, 26. Februar. (Reuter.) Präſident Wil-

ſon wird hente in der gemeinſchaftlichen Sitzung vom Re
präſentantenhauſe und Senat eine Rede halten
und darin die Ermächtigung verlangen, die bewaff-
nete Macht der Vereinigten Staaten zum Schutze der
amerikaniſchen Rechte auf dem Meere zu gebranchen.

Verſenkt.
London, 26. Februar. (Reuter.) Der engliſche

Dampfer „Algier“ (2361 To.), der Malteſer Seg-
ler „Noſtra Signoradel Perte Salvo“ (136 To.),
und die beiden Kutter „Agnes“ und „George Benſen“ ſind
verſenkt worden.

Die „Orleans“ in Bordeaux angekommen-
Bordeaux, 26. Februar. (Agence Havas.) Der Damp-

fer „Orleans“ iſt auf der Reede von Pouillage eingetrof-
fen.

Deutſchland und Braſilien.
Baſel, 27. Februar. „Havas“ meldet aus Rio de Jauei-

ro: Man meldet offiziell, die deutſche Regierung habe
dem braſilianiſchen Geſandten in Berlin erklärt, ſie be
dauere, daß die ergriffenen militäriſchen Maßnahmen den
Jntereſſen der neutralen Staaten zuwider-laufen. Sie ſei aber feſt entſchloſſen, die U-Boot-
Blockade aufrecht zu erhalten. Die Reichsregie-
rung würde im Falle der Verſenkung eines braſilianiſchen
Schiffes die Frage auf diplomatiſchem Wege regeln.

Getreidemonopol in der Schweigz.
Bern, 27. Februar. Der ſchweizeriſche Bundesra

hat ſich in einer außerordentlichen Sitzung grundſätzlich
die Einführung des Getreibemonvpolsgeſprochen. Eine entſprechende Vorlage an die Bundes
ſammlung wird nächſtens erſcheinen.
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Amtliche 2 Anzeigen.

Bekanntmachung.
Die Kreisſparkaſſe nimmt ſchon

ſetzt Gelder an, die zur Zeichnung
auf die neue Kriegsanleihe beſtimmt
ſind und verz 'nſt ſie ſtatt mit 3
mit 5 von dem auf die Einzahlung
folgenden Werktage an bis zum Ein-
treten der Verzinſung durch das
Reich. Wer ein Sparkaſſenbuch hat,
kann ſtatt Einzahlung von Geld ſein
Buchguthaben oder Teile desſelben
für die neue Anlehe beſtimmen. Er
erhält alsdann gleichfalls die Ver-
jinſung von 5 ſtatt

Jch mache die Kreiseingeſeſſenen
auf die überaus günſtige Kapitals-
anlage mit der Bitte aufmerkſam,
ſich wiederum wie bei den früheren
Kriegsanleihen durch Zeichnung
möglichſt hoher Beträge zu be-
teiligen.

Merſebnurg, den 26. Februar 1917
Der Königliche Landrat.
Frhr. v. Wilmowski.

Bekanntmachung.
Jch mache darauf aufmerkſam, daß

auf Veranlaſſung des ſtellv Ge
neralkommandos unter meiner Lei-
tung im Kreishauſe eine Kriegs-
wirtſchaftsſtelle und Wirtſchaftsamt
eingerichtet worden iſt. In beiden
Stellen führe ich den Vorſitz und
bitte, ſämtliche Eingaben, die die
Kriegswirtſchaftsſtelle und das Wirt
ſchaftesamt betreffen, an die Adreſſe:
„Königlicher Landrat Merſeburg“
zu fenden.

Merſeburg, den 23. Februar 1917
Der Königliche Landrat.
Frhr. von Wilmowski.

J.-Nr. 1084 k. W.

Bekanntmachung.
Für die Leunawerke in Leung habe

ich ein Lebensmittelamt errichtet.
Seine Aufgaben ſind folgende:

a) Ausgabe der Lebensmittelkarten
an die auf dem Leunawerk be
ſchäſtigten Arbeiter,

b) Beauſſichtigung der Beköſtigung
der Arbeiter in den Kantinen
der Leunawerke,

c) Entſcheidung darüber, ob die
Arbeiter der Leunawerke neben
der Beköſtigung in den Werks-
kantinen noch Lebensmittel-

karten erhalten ſollen.
DieZubilligung vonLebensmitteln

an die Arbeiter gehört nicht mit zu
den Aufgaben des Lebensmittelamts.

Leiter des Lebensmittelamts iſt
der von mir eidlich verpflichtete Herr
Viets-Leunagawerke.

Dem Lebensmittelamt ſteht ein
beratender Ausſchuß zur Sette, der
aus je 2 von den Arbeitgebern und
von den Arbeitnehmern zu wählen-
den Mitgliedern unter dem Vorſitz
des Leiters des Lebensmittelamts
beſteht.

Merfeburg, den 23. Februar 1917.
Der Vorſitzende

des Kreis-Ausſchuſſes.
Frhr. von Wilmowski.

J.-Nr. 1014 k W.
ekanntwmachung

Der Sattlermeiſter Praſch in Groß
goddula iſt zum Schöfſen für die
Gemeinde Groß-, Kleingoddulag und
Veſta' ſür die Dauer des Krieges
gewählt und von mir beſtätigt
worden.

Merſeburg, den 22. Februar 1917.
Der Königliche Landrat.

Frhr. v. Wilmowski.
J-. Nr. 165 K. A.

Butterverteilung.
Am Sonnavens, den 3. März 1917

wird gegen Abgabe der für die lau-
fende Woche giltigen Kreisfettmarten
in den berannten Verkaufsſtellen
Molkerei- und Landbutter

ausgegeben.
Auf jede Kreisfettmarte werden

70 Gramm Butter
zum Preiſe von 37 Pfg. zugeteilt.

Jm Uebrigen bleibt es bei dem
bisher betannten Verfahren.

Die Marken müſſen zur Regelung
des Verkehrs bis ſpäteſtens

Donnerstag Abend
die Verkaufsſtellen abgeliefert

werden.
Merſeburg, den 26. Februar 1917.

Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die Auszahlung der Kriegs-

Unterſtützungen erfolgt in nach-
ſtehender Reihenfolge:

Donnerstag, den 1. März 1917

an

Liſten Nr. 1- 350 8- 9 Uhr vorm.
351- 700 9-10

„701. 900 10-11
901-1100 11-12I 4

„1101-1200 12-12
Freitag, den 2. März 1917

Liſten Nr. 1201-1500 8-9 Uhr vorm.
1501-1700 9-10
1701-1900 10-11
1901-2100 11-12

„2101-3z. Schl. 12-12
WMerfſeburg, den 27. Februar 1917.

Die Zahlſtelle.
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HALLEDr. Blümel, Magdeburgerstraße 47
Facharzt für Lunge, Hals, Nase

hält am I. u. 2. März von 3-5 Uhr Sprechstundcle.
Bekanntmachung

betreffend Erhebung der Kartoffelvorräte am 1. März 1917.
Auf Grund der Bekanntmachung des ſtellvertretenden Reichskanzlers

vom 2. Februar 1917 (Reichs-Geſetz-Blatt 1917 S. 94 folgende) und
der Ausführungsanweiſung der Herren Miniſter für Landwirtſchaft,
Domänen und Forſten und des Jnnern vom 10. Februar 1917 (ver-
öffentlicht in Nr. 47 des Merſeburger Tageblattes vom 25. Februar 1917
wird hiermit für den Bezirk der Stadt Merſeburg folgendes angeordnet:

1.

Meldepflicht.
Wer mit dem Beginne des 1. März 1917 Vorräte an Kartoffeln im

Gewichte von mehr als 20 Pfund im Gewahrſam hat lin Kellern, Mieten,
Lagerräumen uſw. iſt verpflichtet. den ganzen Vorrat anzuzeigen.

Die Angabe hat in der Gemeinde zu erfolgen, in der ſich die Vor-
räte am 1. März 1917 tatſächlich befinden.

Vorräte, die in fremden Speichern, Kellern und dergleichen lagern,
ſind vom Verfüsnnasberechtigten anzugeben, auch dann, wenn er die
Vorräte nicht unter eigenem Verſchluffe hat. Vorräte, die ſich mit dem
Beginn des 1. März 1917 unterwegs befinden, ſind von dem Empfänger
unverzüglich nach dem Empfange anzuzeigen.

Die Anzeigepflicht erſtreckt ſich nicht auf Vorräte, die im Eigen-
tume des Reichs, eines Bundesſtaats oder der Heeresverwaltung ſtehen.

2.

Art der Meldung.
Die Erhebung erfolgt für den Bezirk der Stadt Merſeburg mittels

der vorgeſchriebenen Hausliſten, die den Hauswirten oder deren Stellver-
retern im Laufe des 26. und 27. Februar 1917 durch die Polizei zugehen.

fall Jeder Haushaltungsvorſtand hat den Bordruck ordnungsmäßig ans-
zufüllen.

Wer keine Kartoffeln oder einen Kartoffelvorrrt von 20 Pfund und
darunter hat iſt verpflichtet, in Spalte 3 der Hausliſte einen Strich oder
eine Null einzutragen und ſeine Angabe durch Unterſchrift zu beſtätigen.

Hauswirte uſw., die bis zum 28. Februar 1917 mittags eine Haus
liſte nicht erhalten haben, haben einen Vordruck in der Polizeiwache im
Rathaus anzufordern.

3.

Pflichten des Hauswirts.
Der Hauswirt oder deſſen geſetzlicher Stellvertreter iſt dafür ver

antwortlich, daß ſämtliche Wohnungsinhaber ſeines Hauſes die Hausliſte
zur Eintragung erhalten und die Eintragungen durch Unterſchrift beſchei-
nigen. Er hat die Hausliſte aufzurechnen, zu unterſchreiben und ſodann
dem Magiſtrat abzuliefern. (ſiehe 5.)

4.

Anzeige der Kartoffelerzeuger und Betriebe.
Alle land wirtſchaftlichen Betriebe und Perſonen, die Kartoffeln

feldmäßig anbauen, ſowie alle gewerblichen und Handelsbetriebe und
ſonſtige Unternehmungen haben die Anzeige der am 1. März 1917 in
ihrem Gewahrſam (in Kellern, Mieten, Lagerräumen uſw. (be-
findlichen Vorräte an Kartoffeln nach den beſonders vorgeſchriebenen
Anzeigevordrucken zu erſtatten, die vom 26. Februar 1917 ab

im Rathaus, 2 Treppen, Zimmer Nr. 23
auf Antrag an die Beteiligten abgegeben werden.

Sie dürfen ihre Vorräte zur Vermeidung doppelter Zählung uicht
außerdem nochmals in die ausgeteilten Hausliſten eintragen.

Die Bewirtſchaftung von Hausgärten oder von Parzellen, wie ſie
bei den Arbeiter und Schrebergärten uſw. üblich iſt, gilt nach der Ver
orduung nicht als land wirtſchaftlicher Betrieb.

Ablieferung der Hausliſten und Anzeigen.
Die ordnungsmäßig ausgefüllten und unterſchriebenen Hausliſten

ſind von den Hauswirten und deren Stellvertretern, die Anzeigen der
land wirtſchaftlichen Betriebe uſw. ſind von deren Jnhabern oder Stell
vertretern

am 1. März 1917
in der Zeit von 8-1 Uhr vormittags u. 3--7 Uhr nachmittags

im alten Rathaus in der Burgſtraße
abzuliefern.

Anzeigen vhne Unterſchrift gelten als nicht abgegeben. Nicht ord-
nungsmäßig ausgefüllte Hausliſten und Anzeigen werden den Beteiligten
ſofort zur Vervollſtändigung zurückgegeben.

Die auf den Vordrucken ſtehenhe Anleitung iſt genau zu beachten.
6.

Nachprüfung.
Die Angaben werden durch beſonders beauftragte Beamte und

Vertrauensperſonen auf ihre Richtigkeit an Ort und Stelle nachgeprüft.
Die zuſtändigen Behörden ſowie die beauftragten Beamten und

Vertrauensleute ſind befugt, zur Ermittelung richtiger Angaben Vor-
rats- und Betriebsräume oder ſonſtige Aufbewahrungsorte, wo Kartoffel
vorräte zu vermuten ſind, zu durchſuchen und die Geſchäftspapiere und
-bücher der zur Anzeige Verpflichteten einzuſehen.

7.

Strafbeſtimmungen.
Wer vorſätzlich die Angaben, zu denen er verpflichtet iſt, nicht in

der geſetzten Friſt erſtattet vder unrichtige oder un vollſtändige Angaben
macht oder der Vorſchrift zuwider die Durchſuchung oder die Einſicht
der Geſchäftspapiere oder -bücher verweigert, wird mit Gefängnis bis
1 Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 10000 oder mit einer dieſer Strafen
beſtraft. Neben der Strafe können Vorräte, die verſchwiegen worden
ſind, eingezogen werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Anmeldepflichtigen
gehören oder nicht.

Wer fahrläſſig die Angaben, zu denen er verpflichtet iſt, nicht in
der geſetzten Friſt erſtattet oder unrichtige oder unvollſtändige Angaben
macht, wird mit Geldſtrafe bis zu 3000 beſtraft.

Der Magiſtrat.Merſeburg, den 26. Februar 1917.

MHerren- u. Knuaben- Anzüge
9 Guſfe Passform Haltbare StoffeKonfirmanden- Anzüge

in allen Preislagen 9Im Kaufhaus H. Elkan, Halle a. S., Leipzigerstr. 87.

Für unſeren Kantinenbetrieb
ſuchen wir einen gut erhaltenen

geschlossenen Wagen
zum Brottransport zu kaufen. Angebote mit Preis ſind zu
richten an die

Kantinenver waltung des
Ammonialkwerkes Merseberrg

Heu W erkKee.

Viehzählung.
Am 1. März ds. Js. findet im

thiſchen Staate eine Viehzählung
a

1. Die Zählung wird nach dem
Stande vom 1. März d. Js. vorge-
nommen und erſtreckt ſich auf Pferde,
Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen,
Kaninchen und Federvieh. Durch
die Zählung ſoll der Viehſtand einer
jeden Haushaltungfeſtgeſtellt werden.

2. Die Zählung wird durch frei-
willige Zähler vorge nommen. Zu
dieſem Zwecke werden die Zähler
am 1. März ds. Js. von Haus-
haltung zu Haushaltung innerhalb
ihres Zählbezirks den Viehbeſtand
feſtſtellen. Die Haushaltungsvor-
ſtände oder deren Stellvertreter er-
ſuchen wir, den Zählern die erfor-
derlichen Auskünfte gewiſſenhaft zu
erteilen und dadurch das Zählge-
ſchäft zu erleichtern.

3. Die Ergebniſſe der Viehzählung
dienen lediglich den Zwecken der
Staats- und Gemeindeverwaltung
und der Förderung wiſſenſchaftlicher
und gemeinnütziger Aufgaben, wie
Hebung der Viehzucht.

4. Wir verweiſen auf 85 der Ver-
ordnung des Bundesrats vom 30.
Januar 1917.

Wer vorſätzlich eine Anzeige, zu
der er auf Grund dieſer Verord-
nung oder der nach 8 2 erlaſſenen
Beſtimmungen aufgefordert wird,
nicht erſtattet oder wiſſentlich un-
richtige oder unvollſtändige An
gaben macht, wird mit Gefängnis
bis zu ſechs Monaten oder mit
Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark
beſtraft; auch kann Vieh, deſſen Vor-
handenſein verſchwiegen worden iſt,
im Urteil für dem Staate verfallen
erklärt werden.

Merſeburg, den 26. Februar 1917.
Der Magiſtrat.

Berſchiedene-.
Mehrere Zuchtſauen,

die kurz vor dem Ferkeln ſteheu,
zu verkaufen.

Keramisch chem. Werke,
Spergau bei Corbofa.

Gebrauchte 1/1

Sektkorke Weinkorke
26 Pfg. 4 Pfg.

das Stück
und alle anderen Arten Korke

Film u. Zelluloid
Abfälle

kauft

R. Hirſch, frankfurt a, M,,
Mainzer Landſtr. 181, Hof l.

Telefon: Hanſa 5974,

Schüler
für Klavier u. Harmonium
finden Aufnahme.

Frau Prof. Dr. Kelbe-Postler
Halleſche Straße 49.

Wer verkauft ar Wenn e.Umgeb. Wohn- od.
OÜX. e Zinshaus, Villa

mögl. m. Garten od. Land, mittl. od.
größ. Gut oder ſonſt. rentables An
weſen. Angeb. an WiüllyParthum,
Chemmnitz, Gravelotteſtr. 19.

Die Sprechſtunde der 77
ſtelle für Lungenkranke
Mittwoch, den 28. Febr. d. J.

nachmittags 6 Uhr,
wird nicht abgehalten.

Merſeburg. den 27. Februar 1917.
Der Magiſtrat.

MaecenBekanntmachung.
An der Köniniichen Gärtnerlehranu

ſtalt in Berlin-Dahlen finden im Jahre
i folgende Sonderlehrgänge
ſtatt

1. Lehrgang für Kriegsinvaliden
allgemeiner Gartenbaukurſus) vom
12.--17. März.

2. Lehrgang für Gartenfreunde
ſallgemetner Gartenbaukurſus für
Damen und Herren) vom 26.--31.
März.

3. Lehrgang für Obſt- und Ge-
müſeverwertung vom 18.--23. Juni.

4 Lehrgang für Obſt- und Ge-
müſeverwertung vom 25.--30. Juni.

5. Lehrgang für Obſt und Gemüſe-
verwertung für Haushaltungslehre-
rinnen vom 2.--14 Fuli.

6. Lehrgang für Kriegsinvaliden
allgemeiner Gartenbaukurſus) vom
23.--28. Juli.

7. Lehrgang für Obſt- und Ge
müſeverwertung vom 1.-8. Oktober.

8. Lehrgang für Kriegsinvaliden
(Obſtbaumſchnitt und -pflege) vom
15 --20. Oktober.

9. Lehrgang für Obſtbaumſchnitt
und pflege für Damen und Herren
vom 29 Oktober bis 3. November.

Das Unterrichtshonorar beträgt:
Für die Lehrgänge zu 2, 3, 4,7

und 9 für Deutſche 9 Mk., für Aus
länder 18 Mk, für den Lehrgang 5
für Deutſche 18 Mrk., für Ausländer
36 Mk.

Lehrgänge für „Kriegsinvaliden“
(1, 6 und 8) ſind honorarfrei. Es
iſt erforderlich, daß die Bewerber
Luſt und Liebe zur Natur, praktiſche
Veranlagung für den Gartenbau
und entſprechende Vorbildung be-
ſitzen.

Die Lehrpläne der einzelnen Lehr
gänge werden auf Wunſch 4 Wochen
ſage Sinn jyden Lehrgangs zuge
andt.
Anmeldungen ſind rechtzeitig an

den Direktor der Königlichen Gärt-
nerlehranſtalt in Berlin-Dahleu zu
richten. Nach erfolgter Annahme
iſt das Unterrichtshonorar einſchl.
5. Pfg. Zahlkartengebühr mittels
Zahlkarte anf das Poſtſcheckkonto der
Kaſſe der Königlichen Gärtnerlehrau
ſtalt beim Pozſcheckamt Berlin NW. 7,
Konto-Nr. 26119 einzuſenden, wo
rauf die Zuſendung der Teilnehmer-
karte erfolgt.

Die Gärtnerlehranſtalt iſt Halte-
ſtelle der elektriſchen Straßenbahn:
Steglitz Bahnhof Grunewald. Die
nächſte Station der Hoch- und Unter
grundbahn iſt „Dahlem-Dorf“.

Aufnahme von Hospitanten und
Praktikanten zu jeder Zeit

Der Direktor.

Feldpoſt-
III

Abonnements
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zum Preiſe von

70 Pf. pro Monat
ninintt jederzeit entgegen

die Expedition.
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Beilage zu Ur. 49 des Merſeburger Tageblattes

Politiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Der Ernährungsausſchuß des Reichstags
ſetzte am Montagnachmittag ſeine Beratungen fort. Ein
Zentrumsabgeordneter führte aus, daß, wer die
Verſorgung am längſten durchführe, ſiegen werde. Daher
müſſe ein möglichſt einiges Vorgehen erzielt und die Pro
duktion in jeder möglichen Weiſe erhöht werden. Der Prä
ſident des Kriegsernährungsamtes von Batoveki erläu-
tert die auf Wunſch des Ausſchuſſes vorgelegten Materia
len. Jnfolge Rückganges der Hektarerträge ge
hen auch die Reinerträge zurück. Grundſatz bei der Preis-
bemeſſung war, daß die Geſamterträge der Landwirtſchaft
nicht zu ungunſten der Konſumenten erhöht, aber auch nicht
herabgehen ſollten. Ein Volksparteiler wünſchte möglichſte
Belaſſung der Gerſte bei den kleinen Beſitzern und ſprach
gegen eine ſchematiſche Verteilung, die in der Heimat des
Redners dahin geführt hat, daß die größeren Beſitzer mit
der Gerſte die Pferde gemäſtet hatten, während die kleinen
kein Futter für ihre Schweine hatten.
Der Präſident des Kriegsernährungsamtes erklärte auf
Anfrage, daß die Transport verhältniſſe in Ru-
W ten zwar ſchwierig ſeien, ſich aber allmählich beſſer-
en,

Ein Sozialdemokrat verlangte, daß nicht nur ein
Verteilungsplan aufgeſtellt, ſondern auch wirklich alles ver
teilt werde.

Eine Volksparteiler erklärte, es wäre dringend
zu wünſchen, daß durch Erleichterung der Zufuhren aus Ru-
mänien eine Vermehrung der Rationen ermöglicht werde.
Er begrüßte die angekündigte Verringerung der Viehbe-
ſtände und die Herſtellung eines richtigen Preisverhältniſſes
zwiſchen den einzelnen land wirtſchaftlichen Produkten.

Der Präſident teilte mit, daß eine ausdrückliche
Preisfeſtſetzung der Kohlrüben für den Kleinhandel nicht
ſtattgefunden habe. Die Landeszentralen haben den Anord
nungen des Kriegsernährungsamtes Folge zu leiſten. Rei-
bungen haben nicht ſtattgefunden.

Nach weiterer Ausſprache wurde die Weiterberatung auf
Mittwoch vertagt.

Unterſtaatsſekretär Michaelis Mitglied des Vorſtandes des
Kriegsernährungsamts.

Durch eine im Reichsgeſetzblatt veröffentlichte Bekannt-
mwachung vom 23. Februar wird die Zahl der Mitglieder des
Vorſtandes des Kriegsernährungsamts auf 12 erhöht. Ueber
die Gründe dieſer Anordnung wird folgendes mitgeteilt:

Der Vorſtand des Kriegsernährungsamts ſoll nach der Be
kanntmachung des Reichskanzlers vom 22. Mai 1916 einſchließ
lich des Präſidenten aus 7—-9 Mitgliedern beſtehen. Bereits
im Juni 1916 wurde die Mitgliederzahl auf 11 erhöht, indemauf Weſchluß des Reichstags noch zwei Landwirte in den Vor-

tand berufen wurden. Eine weitere Erhöhung zird e er
orderrich: Der neuernannte preußiſche Staatskommiſſar für
olkseernährung, Wirkl. Geh. Rat Dr. r ſoll in den

Vorſtand eintreten, um eine beſtändige Zuſammenarbeit
zwiſchen dem Kriegsernährungsamt und der
preußiſchen Zentralſtelle für Volksernährung herbei-
uführen. Es bedarf hierzu einer förmilchen Abänderung derekanntmachung vom 22. Mai 1916. Gleichzeitig mit dieſer

Abänderung iſt die Berufung des Wirkl. Geh. Rats Michaelis
in den Vorſtand des Kriegsernährungsamts vom Reichskanzler
vollzogen worden.

Die neue Verkehrsſteuer.
Bei der Perſonenbeförderung beträgt ch dem nunmehrvorliegenden Wortlaut des Geſetzes die 2 haob in der 1. Fahr

klaſſe 16 v. H. des Beförderungspreiſes, in der 2. Klaſſe 14. v. H.,
in der 3. Klaſſe 12 v. H. und in der 4. (3b) 10 v. H. Werden
für die beſchleunigte Beförderung beſondere Zuſchlagskarten aus-

Kreisblatt
Mittwoch, den 28. Februar 1977,

gegeben, ſo beträgt die Abgabe für die Zuſchlagskarten der 1. und
2. Klaſſe 15 v. H. und für ſolche der 3. Klaſſe 12 v. H. des Preiſes.
Beſtehen bei einem Unternehmen weniger als vier Klaſſen, ſo
beſtimmt die für das Unternehmen zuſtändige Landesregierung
im Einverſtändnis mit dem Reichskanzler, bei Unternehmungen,
die ihren Sitz im Ausland haben, der Bundesrat, welcher Ab-

für die einzelnen Klaſſen anzuwenden iſt. Jſt bei einem
nternehmen nur eine Klaſſe vorhanden wie bei den meiſten

Straßenbahnen ſo wird der Abgabeſatz der 3. Klaſſe erhoben.
Das Gleiche gilt, wenn der Beförderungspreis ohne Berück-
ſichtigung von Klaſſen berechnet wird.

Jm Gepäckverkehr beträgt die Abgabe 12 und bei der
Güterbe förderung 7 v. H. des Beförderungspreiſes.

Der Reichstagsausſchuß für den vaterländiſchen Hilfsdienſt
beriet am Freitag abend in Anweſenheit von Vertretern des
Kriegsamts und des Reichsamts des Jnnern die

Verſicherungsordnung
für die r S in zweiter Leſung. Wie aus dererſten Leſung bekannt, iſt die Verordnung, die in den nächſten
Tagen veröffentlicht werden wird, nötig geworden, um auch den
zur Arbeit herangeholten Perſonen die Wohltaten der Sozial
verſicherung zu ſichern. Jede Entſchädigung, die im Vaterländi-
chen Hilfsdienſt gewährt wird, iſt als Entgelt im Sinne der

.V.O. anzuſehen, ſomit iſt die Verſicherungspflicht begründet.
Die Verordnung wurde angenommen.

Jm weiteren Verlaufe der Sitzung wurde über die Betriebs-
regelung in der Textilinduſtrie vertraulich verhandelt. Die hier-
für aufgeſtellten Grundſätze fanden Annahme.

Ein Antrag der Konſervativen auf von für
den Militärdienſt freien oder unbrauchbaren Militärpfer-
dewfür die Landwirtſchaft fand durch Zuſage des Chefs
des Kriegsamts ſeine Erledigung.

Nächſte Sitzung: Heute Dienstag, den 27. Februar.

Die Reichskohlenſtelle.
Eine Verordnung des Bundesrats vom 24. Februar er-

mächtigt den Reichskanzler, durch die von ihm zu errichtende
Stelle die im Deutſchen Reiche vorhandenen Erzeugniſſe der
Steinkohlen- und Braunkohlenwerke (Steinkohlen, Braunkohlen,
Briketts und Koks) für die Verſorgung des Jnlandes ſowie für
die Ausfuhr in Anſpruch zu nehmen; ſie gibt ihm insbeſondere
die Befugnis, die Erzeuger und Beſitzer der genannten Brenn-
ſtoffe anzuweiſen, en an von ihm beſtimmte Perſonen zu über-
laſſen und die zur Uebergabe erforderlichen Handlungen vor-
zunehmen. Die Regelung ſoll den Handel keineswegs ausſchal-
ten, ſondern lediglich ergänzend dort für raſche und ausreichende
Bedarfsdeckung ſorgen, wo dieſe kriegswirtſchaftlich nötig iſt und
auf dem gewöhnlichen Wege nicht in genügendem Ausmaße oder
nicht ſchnell genug erfolgen kann. Zu dieſem Zwecke wird die
vom Reichskanzler zu errichtende Stelle, ſoweit erforderlich, ge
wiſſe Mengen der genannten Brennſtoffe beſchlagnahmen und
ſie beſtimmten Empfängern zuteilen.

Die unter der allgemeinen Dienſtaufſicht des Reichskanzlers
ſtehende, im übrigen aber ſelbſtändige Zentralſtelle, die die Ver
ordnung durchzuführen hat, wird dem Kriegsamte angegliedert,
um in ſteter Fühlung mit den militäriſchen Stelſen zu bleiben.
Jn den wichtigſten Erzeugungsgebieten ſollen Nebenſtellen er
richtet werden. t

Preußiſcher Landtag
Jm Abgeordnetenhaus

ſtand geſtern Montag der Haushalt der Juſtizverwaltung
zur Verhandlung.

Abg. Lüdeicke (fk.) beklagte Härten der Geſetzgebung,
unter denen beſonders die Hausbeſitzer zu leiden hätten.

Abg. Haeniſch (Soz.) verlangte Verſtärkung der
Rechtsgarantien und ſchärfſte Verfolgung der Wucherer.

Abg. Kanzow (Vp.) bemängelte das Schreibunweſen.
Juſtizminiſter Dr. Beſeler verweiſt auf die Notwen-

digkeit, unter allen Umſtänden den vollen Schutz der Mün-

Die letzten Barrs.
Roman von Albert Graf von Schlippenbach.

u Gachdrucg verbol10]

„Vas iſt ja unmöglich ſchrie er auf. „Dreißig
Jahre habe ich mich hier geplagt, mir jeden Lebensgenuß
verſagt und nur der einen Hoffnung gelebt, mein Junge
würde dereinſt ein ſorgenfreies Leben auf der ererbten
Scholle haben, für Mutter und Schweſter ſorgen können,
und nun wollen ſie ihn nach meinem Tode von Haus
und Hof jagen

Bebend vor Erregung ſtürzte er an den Schreibtiſch
und zog aus einer Schieblade ein umfangreiches Schriftſtück
hervor. Haſtig blätterte er darin und überſlog mit weit
Seelen Augen einige Seiten der Stiftungsurkunde des

ideikommiſſes Grielitz.
Seine verſtörte Miene hellte ſich allmählich wieder auf.

Der Stifter hatte allerdings in jener Zeit, in der es immer-
hin noch ſelten war und nicht für ſtandesgemäß galt, daß ein
Adliger ein Mädchen aus bürgerlichem Hauſe freite, die
Verechtigung der Nachfolge im Majorat an die Bedingung
geknüpft, die Mutter des Erben müßte aus ritterbürtiger
Ehe ſtammen. Aber wie konnte ihn ober vielmehr ſeinen
Sohn dieſe Beſtimmung treffen War Frau Anna nicht
eine Tochter des altadligen Geſchlechts von Weſtenſer, das
ſeit Jahrhunderten in der Mark angeſeſſen und dem Staat
eine große Anzahl tapferer Offiziere und treuer Beamten
gab Wie konnten da die Vettern durch den Juſtizrat
ſchreiben laſſen, Frau von Gernow erfülle leider nicht die
Anforderung des allgemeinen Landrechts für den Begriff
der Ritterbürtigkeit, die im Zuſatz zu Paragraph 134 des
geineinſchaftlichen Familienrechts feſtgelegt ſei Wollten die
neidiſchen, übelwollenden Schleſier vielleicht ſeine Gattin
und ihn durch den Zweifel beleidigen, die Tochter des
Generals von Weſtenſer wäre nicht von untadeliger Geburt

Gernow eilte an den Bücherſchrank und zog nach
einigem Suchen den betreffenden Band des Geſetzes vor.
Herr Gott, war es denn möglich oder trübte die Erregung
ſeinen Blick? Neinl! Da ſtand es ſchwarz auf weiß. Eine
Kabinettsorder vom Jahre 1830 ſetzte feſt, daß unter ritter-
vürtig die Abkunkt von vier adligen Abnen verſtanden
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del zu gewährleiſten; nur unter dieſer Vorausſetzung ſei eine
Erhöhung der Beleihungsgrenze in der Zukunft denkbar.
Der Miniſter tritt den Befürchtungen betreffs der Zuſfam
menſetzung der Schwurgerichte entgegen. Das Laken
ele ment habe ſich in der Rechtspflege ausgezeichnet be
währt und müſſe beibehalten werden. Für die Lage der
Kanzleigehilfen uſw. ſoll nach dem Kriege im Wege einer
gründlichen Reform Sorge getragen werden. Der Miniſter
dankt für die lobende Anerkennung, die der Arbeit der Rich-
ter und Juſtizbeamten zuteil geworden ſei, und erörtert wer-
ſchiedene Einzelfragen aus dem Gebiet der praktiſchen Händ-
habung der Rechtspflege, wobei er ausdrücklich betont, daß
in den Gerichtsverhandlungen ſeitens des Vorſitzenden und
der ſonſt beteiligten Beamten unnötige Schärfe und ſonſt
ind nes Auftreten unter allen Umſtänden zu vermeiden

nò.
Abg. Boisly (ntl.): Für die Vereinfachung auf dem

Gebiet der Juſtizverwaltung treten auch wir ein, nur legen
wir Wert darauf, daß mehr das Publikum Vorteil davon hat
als die Rechtſprechung. Die Unabhängigkeit unſerer Richter
iſt durchaus gewährleiſtet.

Der Juſtizetat wird genehmigt.
Es folgt die Beratung

des Kultusetats.
Abg. v. d. Oſten (konſ.): Wir erwarten von dem Kriege

eine ſittliche und religiöſe Erneuerung und Wiederbelebung.
Die Geiſtlichen haben während des Krieges Hewor-
ragendes geleiſtet. Wir wollen vor allem beſtrebt ſein, uns
den Geiſt der unerſchütterlichen Pflichttreue, der unſer Volk
groß und ſtark gemacht hat, für alle Zukunft zu erhalten.
(Beifall rechts.)

Abg. Eickhoff (Fr. Vp.): Erwünſcht iſt nach dem Kriege
die Einberufung einer Schulkonferenz, in der die ſchweben-
den Schulfragen erledtgt werden können.

Die Weiterberatung wird auf Dienstag 11 Uhr, vertagt.

Aus Stadt und Umgebung
Gerſtenablieferung.

Die Reichsgerſtenverteilungsſtelle ſetzt die Friſt, innerhalb
deren die mitgeteilten noch ablieferungspflichtigen Gerſten
mengen von den Kommunalverbänden an die Reichs-Gerſten
geſellſchaft als die nach S 7 Abſatz 1a beſtimmte Stelle ſpäteſtens
zu liefern ſind, auf den 28. Februar 1917 feſt. Die Ab
lieferungspflicht erhöht ſich um diejenigen Mengen, die in
zwiſchen aus anderen Kommunalverbänden zu Saatzwecken ein
geführt worden ſind.

Die Reichs-Gerſtengeſellſchaft wird für reine, geſunde,
trockene Gerſte bis zum 25. d. M. noch A 320.--, von da ab
A. 300.-- für die Tonne bezahlen. Die Geſchäftsſtellen der
ReichsGerſtengeſellſchaft ſind angewieſen, auch unge
droſchene Gerſte anzukaufen und zwar zum Preiſe
von M 300. für die Tonne. Die Verkäufer ungedroſchener
Gerſte ſind verpflichtet, die verkaufte Gerſte unverzüglich ohne
beſondere Entſchädigung auszudreſchen.

Die ablieferungspflichtigen Gerſtenmengen, die bis zum
28. Februar an die Geſchäftsſtellen der Reichs-Gerſtengeſellſchaft
nicht freiwillig verkauft ſind, werden enteignet. Für Gerſte
die auf dieſem Wege erworben iſt, wird nicht mehr als der geſeh
liche Höchſtpreis von A. 250. für die Tonne gezahlt.

Der Preis der ausgehobenen Pferde.
Durch Bekanntmachung vom 23. Februar 1917 iſt der Zu

ſchlag zu den Friedenspreiſen für die zum Kriegsdienſt wäh
rend der Zeit vom 1. September bis 19. November 1916 aus
gehobenen Pferde nachträglich auf 75 v. H. der Friedens
preiſe feſtgeſetzt worden.

werden ſollte, wenn in der Stiftungsurkunde eines Majo-
rats oder eines Fideikommiſſes der Ausdruck „vollbürtig“
oder „ritterbürtig“ gebraucht wird, ohne dabei den Nach-
weis einer beſtimmten Anzahl Ahnen zu verlangen. Frau
Anna von Gernows Großmutter aber war eine Bürgerliche
geweſen.

Einen Moment war Egbert wie vom Blitz getroffen.
Bewegungslos ſtarrte er auf das Buch, dann belebten ſich.
ſeine Züge wieder. Er hatte ja den Anfang der Beſtimmung
nicht mit der nötigen Aufmerkſamkeit geleſen. Es hieß dort
nur, daß zur Verhütung rechtlicher Streitigkeiten über
Familienſtiftungen und Familienfideikommiſſe, für welche
das Erfordernis der adligen Geburt der Ehegattin des zum
Genuß berechtigten Familiengliedes durch die Stiftungs-
urkunde vorgeſchrieben ſei, jene vier Ahnen gefordert
würden. Jn der Grielitzer Urkunde war aber nicht von
der Ehefrau des Fideikommißherrn, ſondern von der Mutter
desſelben die Rede. Für ſie galt die Erklärung des Be-
griffes „ritterbürtig“ vielleicht gar nicht? Oder war es nur
Wortklauberei von ihm, darin einen Unterſchied zu ſuchen
Gernow ſank in einen Stuhl zurück und ſtützte ſeufzend
den Kopf in die Hand.

Jung, lange, ehe er ahnen konnte, Grielitz jemals zu
erben, hatte er die Tochter ſeines Brigadekommandeurs
geheiratet. Er liebte ſeine Braut und hätte ſie gefreit, auch
wenn ſie aus bürgerlichem Hauſe geweſen wäre. Was
ging es ihn damals an, ob nun gar ihre längſt verſtorbene
Großmutter adliger oder bürgerlicher Geburt geweſen war?
Die Stiftungsurkunde des Majorats, das zu jener Zeit
noch in einer ganz andern Linie war, hatte er nie zu
Geſicht bekommen. Als er dann nach dem Tode des
Bruders Erbe wurde, ſtudierte er ſie natürlich. Sein Sohn
Ernſt wurde erſt nach zehnjähriger Ehe geboren. Die
Muiter, ſeine treue Gattin Anna, war aus altadligem Ge-
ſchlecht, alſo ſchien ihm alles in beſter Ordnung zu ſein.
Nie war es ihm eingefallen, auch nur einen Augenblick
an der Nachfolgeverechtigung ſeines Sohnes zu zweſfeln.
Auch das Landrecht halte er natürlich oft genug in der
Hand gehabt, aber jenen Zuſatz je geleſen zu haben, konnte
er ſich nicht entſinnen. Und nun ſollte ſein Ernſt, ſein
Liebling, die Freude ſeines Aiters, wegen einer vor eine
hundertſiebengig Jahren getroſſenen, veralteten und zeit-
widrigen Satzung und einer vor zwei Menſchenaltern
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Klarag von Kagen heimauführen

W

abzuſehen war, einſt das Erbe der Väter verlieren War
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Gleich morgen wollte er zum Juſtizrat Hörn fahren
und ihn fragen, ob dieſe Zuſatzorder noch zu Recht
beſtände. Wäre es der Fall, dann müßten ja in Familien
mit einer Fideikommißſtiftung, in deren Urkunde die Volb
bürtigkeit von Müttern und Gattinnen der Nutznießer
verlangt wird, ganze Stämme nur nach dem Grundſatz
der Zuchtwahl heiraten, um den Nachkommen die Anwarſ
ſchaft auf das Erbe zu erhalten. Wäre das vom ſittlichen
und religiöſen Standpunkt aus zu verteidigen

Waren die Namensvettern im Recht, was ſollte dang
nach ſeinem Tode aus Frau und Kindern werden
ſelbſt zählte jetzt vierundſechzig Jahre. Wie lange hatte
er, nach einem arbeiks- und entbehrungsreichen Leben
noch hier auf Erden zu wandeln Jn der Gewißheit, der
Sohn würde einſt in Grielitz ſchalten und die Verſorgung

neue Laſten auf das Gut zu legen, damit der Beſitz bald-
möglichſt ſchuldenfrei würde. Es wäre ſonſt ſein Recht
geweſen, zu notwendigen Bauten Geld bei der Ritterſch
ohne Zuſtimmung der Agnaten, aufzunehmen. Er hat
es nicht getan. Die Nachgeborenen wären berechtigt, die
Baugelder, die der Majoratsherr aus ſeiner Taſche zahlte,
von dem Majoratsnachfolger nach Abſchreibung geringer,
jährlicher Abnutzungsprozente zurückzufordern. Aber aus
Sparſamkeit hatte er nur gebaut, wenn es dringend not
wendig war. Schloß er heut die Augen, ſo bekamen
ſeine Töchter nur einige tauſend Mark aus einer Lebens
verſicherung, und ſeine Witwe erhielt eine kärgliche
Apanage.

Und ſein Sohn? Ernſt zählte ſiebenundzwanzig Jahre
Seine Erziehung, ſein Bildungsgang waren darauf zuge-
ſchnitten worden, einſt Grielitz zu bewirtſchaſten. Er hatte
Tüchtiges gelernt und war ein intelligenter, umſichtiger
und fleißiger Landwirt. Was aber ſollte er beginnen
wenn man ihm das Gut nahm Jnſpektor werden, nach
dem er ſo lange als Herr wirtſchaftete Pachter Um
eine Pachtung zu übernehmen, muß man über Kapital
verfügen. Trieb man ihn aus Grielitz fort, dann beſaß er
nichts. Um ekwas anderes anzufangen, war er jetzt ſchon
zu alt. Und die roſigen Zukunftspläne ſeines Jungen, die
er tief im Herzen verborgen glaubte und die ſeine Eltern
doch längſt errieten Wie durfte er daran denken, einſt

Fortſetzung folgt.



erkannten Saatgutwirtſchaften, auf welche ſich d
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Geflügelzüchterverein.
Jn dem Bericht über die Verſammlung am Sonntag ha-

ben ſich (durch ſtellvertretende Berichterſtattung) einige Jrr-
tümer eingeſchlichen, die wir gern richtig ſtellen. Der Vor-
ſitzende hat an der Tätigkeit des Landratsamts keine Kritik
geübt; er hat aber ausdrücklich anerkannt, daß Herr Land-
rat v. Wilmowski der Geflügelzucht in dankenswerter
Weiſe beſondere Pflege gewidmet hat. Die ſtatiſtiſchen Aus-

hören nicht dem Vortrag des Herrn Nenz, ſondern dem des
orſitzenden an. Schließlich ſei noch ergänzend erwähut, daß

vom 1. April an beim Krankenhaus eine Hühnerzucht an
gelegt werden ſoll.
Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über Hülſenfrüchte

vom 29. Juni 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 846).
Bei dem Verkehr mit Hülfſenfrüchten ſind drei Arten von

Saatgut zu unterſcheiden:
a) „Anerkanntes Saatgut“ ſind ſolche Hülſenfrüchte aus an

ie Anerkennung
erſtreckt. Als anerkannte Saatgutwirtſchaften gelten ſolche Wirt
ſchaften, die in der Sondernummer des gemeinſamen Tarif-Ver-
kehrsanzeigers für den Güter und Tierverkehr im Bereiche der
c h Staatseiſenbahnverwaltung, der Militäreiſenbahnen, der Mecklenburgiſchen und Oldenburgiſchen Staats
eiſenbahnen und der Rorddeutſchen Privateiſenbahnen vom
16. September 1916 nebſt Nachträgen, Ergänzungen und Berich-
tigungen ausgeführt ſind.

b) „Saatgut, das durch eine Saatſtelle als zur Saat geeig
net erklärt iſt.“ Die Zuſtändigkeit der Saatſtellen iſt duxch die
Bekanntmachung vom 23. Juli 1916 geregelt.

c) „Nachweislich zum Gemüſeanbau beſtimmtes Saatgut.“
Hierzu kann Saatgut jeder Herſtammung dienen, wenn es nur
nachweislich zum Gemüſeanbau verwendet wird.

Der Nachweis iſt folgender Weiſe zu liefern:
1. Will der Erwerber der Hülſenfrüchte ſie ſelbſt zum Anbau

als Gemüſe verwenden, ſo hat er durch Beſcheinigung der Ge-
S des Anbauortes nachzuweiſen, welche Mengen an

atgut er zu Anbau braucht. Der Nachweis gilt als erbracht,
wenn es ſich um Mengen von nicht mehr als 250 Gramm handelt.
Die Veſcheinigung iſt von dem Veräußerer des Saatguts auf-
zubewahren.

2. Will der Erwerber der Hülſenfrüchte ſie als Zwiſchen-
ändler an Gemüſeanbauer weiter veräußern, ſo bedarf er dazu
ei jedem Ankauf einer von der Gemeindebehörde auszuſtellen-

den Genehmigung, welche die Menge der anzukaufenden Hülſen-
früchte ſowie den Namen und Wohnort des Verkäufers ent-
halten muß. Die Genehmigung iſt von dem Verkäufer aufzu-
bewahren. Die Gemeindebehörde hat die ordnungsmäßige Ver-
wendung der an Zwiſchenhändler abgegebenen Hülſenfrüchte zu
überwachen.

Haferzulagen für Zugochſen und Kühe.
Während der Frühjahrsbeſtellung werden in verſtärktem

Maße Ochſen und Zugkühe zur Feldarbeit herangezogen werden
müſſen. Da von ihrer Leiſtungsfähigkeit der Erfolg der Be-
ſtellung abhängt, hat das Kriegsernährungsamt wieder eine
eringe Haferzulage für dieſe Spanntiere bewilligt, und zwarhürſen in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai 1917 an die zur

Feldarbeit verwendeten Ochſen und an die in Ermangelung
anderer Spanntiere zur Feldarbeit verwendeten Kühe unter Be-
ſchränkung auf höchſtens zwei Kühe für den einzelnen Betrieb
mit Genehmigung der zuſtändigen Behörde je 1 Zentner Hafer
verfüttert werden.

ne bezw. der Geflügelzucht im Kreis und Stadt ge

Die Pocken.
Seit einigen Wochen ſind in verſchiedenen Teilen Deutſch

lands, auch in unſerer Nachbarſchaſt, z. B. in Halle, Fälle von
Pocken aufgetreten, hauptſächlich unter Wanderarbeitern und
in Herbergen. Es liegt daher keinerlei Veranlaſ-
fungzuirgendwelcher Beunruhigung, daß eine
Pockenepidemie entſtehen könnte, vor. Die Erkrankungen
betreſſen hauptſächlich Perſonen über 60 Jahre, bei
denen die Jmpfung ſehr weit zurückliegt.

Keine Lebensmittel an die Gefangenen!
Trotz vielfacher Warnungen werden immer noch eine

Unmenge von Paketen mit Lebensmitteln an unſere Gefan-
genen ins feindliche Ausland geſandt. Dies beweiſen ins-
beſondere die vielen vorliegenden Reklamationen nach in
Frankreich verloren gegangenen Paketen. Wir möchten
energiſch darauf hinweiſen, daß dieſer
Lebensmittelvergeudung Einh geſchi es
ev. zu einem, allgemeinen Verbot, derartige Se
Gefangenen zu ſchicken, kommen. Ein Erſatz für diefe ver-
koren gegangenen Pakete wird nicht geleiſtet. Die Angehö-
rigen der Kriegsgefangenen ſollten ſich nur Normalpakete
aus der Schweiz bedienen, die für die Gefangenen in Frank-
reich voll und ganz ihren Zweck erfüllen.

Nenordnnng des Eierankaufs.
Die Provinzialeierſtelle teilt mit:
Die Anvrönung der Provinzialeierſtelle vom 15.

tember 1916 betreffend Regelung des Ankaufes und Sam-
melns der Eier wird aufgehoben. Die Anordnungen der
Kommunalverbände des Regierungsbezirkes und der in ihm
gelegenen kreisfreien Städte werden, ſoweit ſie das Aufkom-
men von Eiern und den Handel mit dieſem betreffen, auf-
gehoben; aufgehoben werden inſonderheit die Sammelſtel-
len, aufrecht erhalten werden jedoch die erlaſſenen Ausfuhr-
verbote, mit der Einſchränkung, daß die zu 3 genannten
Händler und Aufkäufer Eier von einem Kreiſe des Regie-
rungsbezirkes in den anderen bringen dürfen, ſofern eine
oder mehrere der auf ihrem Ausweiſe angegebenen Orte, für
die ſie zugelaſſen ſind, und ihr Wohnort in verſchiedenen
Kreiſen ligen. Unberührt bleiben die von den bezeichneten
Kommunglverbänden erlaſſenen Beſtimmungen über den
Verbrauch der Eier. Die bisher erteilten Ausweiſe und Ne-
benaunsweiſe für Händler, ſowie die bisher erteilten Aus-
weiskarten für Aufkäufer werden hiermit für ungültig er-
klärt. Die Ausweiſe ſind von den Jnhabern den Kommu-
nalverbänden bezw. der Provinzialeierſtelle zuriückzu-
geben.

Jm Regierungsbezirk Merſeburg dürfen die Geflügel-
alter Eier, die ſie zum Verkauf bringen, nur an die von
er Provinzialeierſtelle neubeſtellten Händler abfetzen, nur
eſtimmte von der Provinzialeierſtelle neubeſtellte Aufkäufer
ier bei den Geflügelhaltern auffaufen. Dieſe Händler und
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Bekanntmachung.
Sprechſtunden in Angelegenheiten
r Fürſorge für Kriegsbeſchädigte
den im Landratsamt jeden Mon-

Mittwoch und Freitag nach-
ittags von 3 bis 5 Uhr ſtatt.
Merſeburg, den 16. Juni 1915.
er Arbeits Ausſchuß der Kreis
rſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte.

T

ufkäufer haben ſich durch eine grüne mit rotem Querbalken der Magiſtrat 10 000 Mark an den Verein zahlt.

kräftige

werden noch als Telegraphen- Arbeiter
bei höchſten Stunden-Löhnen eingeſtellt.
Hilfsdienſtpflichtige können auf Grund
des Hilfsdienſtgeſetzes eingeſtellt werden.

Böhm, Celegraphen-Bauführer.
Kl. Ritterſtr. 16

verſehene Ausweiskarte, die von dem Leiter der Provinzial-
eierſtelle zu Magdeburg (Verwaltungsabteilung) unterſchrie-
ben und mit dem Dienſtſiegel verſehen iſt, auszuweiſen. Je
der Verſand von Eiern und jede entgeltliche Abgabe durch
die Geflügelhalter an andere Perſonen oder Stellen als die
bezeichneten Händler und Aufkäufer iſt verboten. Die Be-
ſcheinigungen über die Erlaubnis des Verſandes von Eiern
werden nur von der Prvvinzialeierſtelle zu Magdeburg aus-
geſtellt. Die Händler und Aufkäufer müſſen die Eier un-
mittelbar an die in Halle von der Prvvinzialeierſtelle zu
Magdeburg eingerichtete Nebenſtelle ihrer Geſchäftsabteilung
mit der Bahn unter Benutzung von Frachtbriefen, die von
der Prvvinzialeierſtelle abgeſtempelt find, wöchentlich zum
Verſand bringen. Die Prvvinzialeierſtelle läßt durch be-
ſondere mit Ausweis verſehene Vertrausperſonen die Be-
achtung der Beſtimmungen dieſer Anordnung kontrollieren,
ebenſo wird eine Bahn- und Poſtkontrolle erfolgen.

Unterſtützung ioldatenreicher Familien.
Nach dem Bundesratsbeſchluſſe vom 26. März 1914 kön-

nen Familien, deren Söhne durch Ableiſtung ihrer geſetz
lichen zwei vder dreijährigen Dienſtzeit als Untervffizier
vder Gemeiner eine Geſamtdienſtzeit von ſechs Jahren zu
rückgelegt haben, für jedes weitere Dienſtjahr eines jeden
feiner geſetzlichen Dienſtpflicht in denſelben Dienſtgraden
genügenden Sohns Aufwandsentſchädigungen von 240 Mk.
jährlich gezahlt werden. Der Anſpruch iſt bei der Gemeinde-
behörde des Ortes anzumelden, in dem der Berechtigte ſeinen
Aufenthalt hat. Einſprüche gegen die Beſcheide der Gemein-
den ſind an den Regierungspräfidenten zu richten. Die Ein-
reichung von Geſuchen an andere Dienſtſtellen (Kriegsmini-
ſterium, Miniſterium des Jnnern ufw.) führt nur zu einer
Verzögerung der Entſcheidung.

Was iſt ſtrafbarer Kettenhandel?
Eine neue Bundesratsverordnung über Kettenhandel in

Textilien und Textilerſatzſtoffen umſchreibt den Tatbeſtand,
den ſie als ſtrafbar treffen will, nur ganz im allgemeinen,
indem ſie von „unlauteren Machenſchaften, insbeſondere Ket-
tenhandel“ ſpricht. Dadurch iſt, namentlich wenn man den
ganz neuen, erſt im Verlauf des Krieges in die Geſetzge-
bungsſprache aufgenommenen Begriff „Kettenhandel“ wört-
lich auslegt, eine große Rechtsunſicherheit in den Großhan-
delsverkehr gekommen. Es gibt auch heute noch zahlreiche
Fälle, wo ein Großhändler vom anderen kaufen vder ver-
kaufen kann, ohne daß dadurch vielleicht die Ware ſichtbar
dem Verbraucher auf direkteſtem Wege nähergebracht wird,
wobei aber doch eine wirtſchaftlich zweckmäßige Verkehrs-
handlung ausgübt wird. Es würde eine mechaniſche und
rohe Auffaſſung der wirtſchaftlichen Vorzüge darſtellen, wenn
man den Großhandel lediglich als verbindendes Glied zwi-
ſchen Herſteller und Kleinhändler dulden und bei jeder ande-
ren Beteiligung als unlauter und daher ſtrafbar hinſtellen
würde. Dazu iſt unſer Wirtſchaftsverkehr ſelbſt im Kriege
viel zu feinfädig und vielgeſtaltig. Der „Zentralverband
des Deutſchen Großhandels“ hat daher eine Eingabe an das
Reichsamt des Jnnern gerichtet, in der er vor dieſer Auf-
faſfung warnt und die Forderung aufſtellt, daß „Abſchlüſſe
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Bringt Euere goldenen Uhr und Lorgnon-

ketten zur Goldankaufsſtelle und bezieht dafür

iſerne Tetten.
Sie ſind ein Schmuck, der dem Ernſt des Tages

entſpricht; ſie werden ſpäter ein wertvolles An

ge ſchwere Feit ſein.

über Lieferungen zwiſchen Großhandelsfirmen in allen den
Fällen nicht unter Kettenhandel im Sinne der Verorönung
vom 8. Februar 1917 betrachtet werden ſollen, in denen da
durch nachweislich kmäßigere Verteilung der Ware
im Jutereſſe der Verbraucher ohne Verteuerung der Ware
für dieſe erzielt wird. Zur Verhinderung von Mißgriffen
der Gerichte verlangte er ferner folgerichtig, daß von Erhe-
bung der Anklage wegen ſtrafbaren Kettenhandels
Sachverſtändige zur Prüfung des Falles hinzugezogen
werden, o wie es für die Preisbemeſſung bei Web-,
Wirk- und Strickwaren vorgeſchrieben iſt.

Aus Provinz und Reich
Die erſte Zeichnung auf die ſechſte Kriegsanleihe.

Jeng, 26. Februar. Noch ſind die Bedingungen für die
Ausgabe unſerer demnächſt zu erwartenden ſechſten Kriegs
anleihe nicht bekannt gegeben und ſchon melden ſich Zeichner.
Und zwar iſt es die Jenger Studentenſchaft, die, wie
gemeldet wird, den Beſchluß gefaßt hat, ſich an der Zeichnung
auf die neue Kriegsanleihe mit 8500 Mark zu beteiligen.
Die Zeichnung erfolgt aus den Mitteln des ſogenannten
Jdealfonds der Studierenden.

Das ſchadhafte Krematorium.
Berlin, 26. Februar. Der Magiſtrat Berlin hatte 1912

von dem Verein für Feuerbeſtattung das Krematorium mit
der Urnenhalle übernommen. Bald darauf zeigten ſich große
Mängel. Der Schornſtein und die in ſeiner Nähe liegenden
Mauern bekamen Riſſe, ferner traten ſtarke Rauchbeläſtigun-
gen auf. Anlieger führten Klage, und die Polizei drohte mit
Schließung. Auch machten ſich bei den Einäſcherungen ſtö-
rende Geränſche bemerkbar. Der Magiſtrat ſah ſich genötigt,
erhebliche Aenderungen am Krematorium vornehmen zu laſ-
ſen, und verlangte Erſatz für die Ausgaben. Der Verein
erhob Gegenanſprüche. Es iſt nunmehr ein annehmbarer
Vergleich zuſtande gekommen. Der Verein verzichtet auf
ſeine Forderung in Höhe von rund 34009 Mark, während
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Stwragensaynunfall.

Köln, 25. Februar. Wie der „Köln. Volksztg.“ berichtetwird, iſt heute mittag 12,30 Uhr in Riederberg bei Whrenbeei

ſtein ein Wagen der elektriſchen Straßenbahn entgleiſt und eine
mehrere Meter hohe Mauer heruntergeſtürzt. abei ſind 20

ahrgäſte mehr oder weniger wer verletzt worden.
Zwei davon dürften kaum mit dem Leben davonkommen. Der
Unfall wird auf ein Verſagen der Bremſe zurückgeführt.

Schwere Gasexploſion.
Bad Dürtkheim, 24. Februar. der Gauſtraße ſah der

Stationsverwalter Roth mit der Arbeitersfrau Jümann im
Keller mit offenem Licht die Waſſerleitung nach. Plötzlich ent
tand ein furchtbarer Knall, das ne us ſank in ſich zu
ammen. Tatſächlich blieb kein Stein auf dem andern. Roth

blieb ſchrecklich verſtümmelt tot am Platze, Frau Jllmann lag
tot im Hofe, zwei weitere Perſonen konnten ſich auen den Trüm
mern retten. Sämtliche Nachbargebäude ſind beſchädigt. An
ſcheinend iſt ein Gasrohr geplatzt.

Zur Hebung der Kleintierzucht.
Zu dem Artikel vom 17. und 18. d. M. über Maßnahmen

ur Hebung der Kleintierzucht erhalten wir von unterrichteter
eite folgende Zuſchrift:

Die Hebung der Kleintierzucht begegnet der lebhaften An
teilnahme der Kreisverwaltung und wird von ihr in jeder Hin
ſicht gefördert. Man kann daher dem Verfaſſer der Artikel nurdank ar ſein, daß er die allgemeine Aufmerkſamkeit auf den
Gegenſtand zu lenken ſucht. Jn einigen Punkten jedoch bedürfen
ſeine Ausführungen der Richtigſtellung.

Der Verfaſſer wünſcht eine „Zentrale für Futterverteilung“.
Dieſe beſteht im Kreiſe ſeit 2 Jahren! Es iſt die Kreisfutter
Verteilungsſtelle (Firma Lehmann): ihr fällt die Aufgabe zu,
alle verfügbaren oder ihr zugänglichen Futtermittel für den
Kreis aufzukaufen und nach beſtimmten Geſichtspunkten unter
Aufſtellung von geſetzlich vorgeſchriebenen Plänen zu verteilen,
Jeden einzelnen Kleintierzüchter in direkten Verkehr mit der
Kreisfutterverteilungsſtelle zu bringen, iſt indes unmöglich.

Einmal kommen die land wirtſchaftlichen Betriebe für eine
Zuteilung kaum in Frage. Ferner läßt ſich das Futterbedürfnis
von einer einzelnen Stelle aus im Kreiſe nicht überſehen; eine
Dezentraliſation iſt unbedingt erforderlich. Drittens vergegen-
wärtige man ſich die praktiſchen Schwierigkeiten. Zum Beiſpiel
wurden am 17. Januar dem ganzen Kreiſe von der Provinzial
ſtelle 20 Zentner Vogelwicken, 15 Zentner Malzkeime und
44 Zentner Gerſte zugewieſen. Würden dieſe Mengen einheit-
lich nach dem geſamten Geflügelbeſtand ohne Verückſichtigung
der rfniſſe verteilt werden, ſo wären dieſebeſonderen Bedürfniſſe
75 Zentner durch rund 133 000 (Geflügelbeſtand des Kreiſes)
zu dividieren. Es kämen dann lächerlich geringe Mengen zur
Verteilung, die die Verſendung gar nicht lohnen würden.
Andererſeits würden Perſonen Futter erhalten, die es gar nicht
gebrauchen.

Die Kreisverwaltung hat daher darauf gedrungen, daß ſich
die Kleintierzüchter für jede Tiergattung zu Vereinen zuſammen-
ſchließen. Dann läßt ſich das Bedürfnis der einzelnen Tierhalter
beſſer berückſichtigen und es wird dadurch auch die Verteilung
billiger und gerechter.

Die bei der Kreisverwaltung und der Kreisfuttermittelſtelle
einlaufenden Anträge um Zuweiſung von Futtermitteln für
Kleintiere beweiſen allerdings noch immer, daß der erſtrebte
Zuſammenſchluß zu Vereinen noch nicht genügend durchgeführt
iſt. Die Geflügelzuchtvereine haben. ſeitdem die Verteilung an
Vereine ſtattfindet, bereits 3mwal Futterzuweiſungen erhalten,
und zwar im Rovember eine Rate, die urſprünglich bis Ende
Februar reichen ſollte: am 17. Januar wurden bereits die vor-
ſtehend erwähnten Futterartikel verausgabt. Durch Reuer-
werbung von Futtermitteln war die Kreisfuttermittelſtelle in
der Lage. ſchon am 26. Januar eine dritte Verteilung von Gerſte
und Geflügelgebäck vornehmen zu können. Bisher haben ſich
nur in Lauchſtedt, Merſeburg, Dürrenberg, Lützen. Oberthau und
Schkenditz Geflügelzuchtvereine gebildet.

Berechtigten Wünſchen von außerhalb der Vereine ſtehenden
Perſonen, die an die Kreisfuttermittelſtelle herangetreten ſind,
iſt entſprochen worden. Jn den nächſten Tagen iſt wieder eine
Verteilung zu erwarten. Aehnlich liegen die Verhältniſſe bei
der Kaninchen und Ziegenzucht.

Eines muß ſich jeder Kleintierzüchter ſtets vor Augen halten:
es können nur ſolche Futtermittel zur Verteilung gelangen, die
für die Tiergattung jeweils bereit geſtellt werden. Es iſt zweck-
los z. B., für Ziegen Ueberweiſungen von Leinſamen zu ver-
la gen über die nicht erfolgende Zuweiſung mehr oder
weniger ausführliche oder gar erreagteKorreſpondenzen zu führen,
wenn Leinſamen zurzeit eben nicht erhältlich iſt. Für Ziegen
iſt bisher Kleie in erheblichem Umfang zur Verfügung geſtellt
worden, was die Ziegenzuch!vereine wiederholt dankbar aner-
kannt haben. Für Geflügelzüichter iſt im November ebenfalls
Kleie überwieſen worden. Was endlich die Schweinemaſt an-
betrifft, ſo iſt für die im Kreiſe vorhandenen Schweine Maſt-
futter genügend ſichergeſtellt und kann von der Kreisfuttermittel-
ſtelle bezogen werden. Wer allerdings die amtlichen Bekannt-
machungen im Kreisblatt nicht lieſt und nichts beſtellt, kann ſich
nicht wundern, wenn er nichts bekommt!!

Möchte die Erörterung der Frage, deren Bedeutung nicht
zu unterſchätzen iſt, zum weiteren Zuſammenſchluß der Klein-
tierhalter und zur Förderung der Kleintierzucht beitragen
auch hier macht Einigkeit ſtark!

Bunte Zeitung
Vauernſprüche.

Jm Hornung (Februar) Schnee und Eis
Macht den Sommer heiß,
Gefriert es nicht im
So wird kein gutes Kornjahr
Groß Kält' im Februar
Bringt ein gutes Erntejahr.
Wenn's der Hornung gnädig macht,

ein,
ſein.

Bringt der Mai den Froſt bei Nacht.
Wenn's im Hornung nicht recht ſchneit,
Schneit es in der Oſterzeit.

Starker Rord im Februar
Deutet auf ein gutes Jahr.
Wenn's an Lichtmeß ſtürmt und Zneit,
Iſt der Frühling nicht mehr we t,
Wenn der Nordwind im Februar nicht kommen will,
Kommt er ſicher im April.

2 Frauen
zur Scheunenarbeit
geſucht. L. Weniger,

Obere Breite Straße.

Eine ſaubere Aufwartung
zum 1. März für vormittags geſucht.

Hälterſtraße 25 ptr

en

Vertretung geſucht.
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